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Аннотация
Der erste von drei Bänden umfasst Arbeiten aus den letzten 18

Jahren: aufklärende historische Essays, Porträts gegen das Vergessen
(von Diderot über Rudi Dutschke bis zu Reinhart Koselleck),
ins Grundsätzliche gehende politische Kommentare jenseits des
tagespolitischen Handgemenges sowie Verrisse von Sachbüchern.
Das verlegerische und das redaktionelle Gewerbe schätzen Verrisse
nicht besonders. Sie sind jedoch als Korrektive im Kulturbetrieb
umso wichtiger, als dieser generell zu verharmlosender Glätte und
Beliebigkeit neigt. Im einem weiteren Abschnitt folgen Sprachglossen,
die sich auf tagespolitische und mediale Eseleien beziehen. Den
Band schließen Texte in eigener Sache ab. Der Titel hebt auf
das Moment von Spontaneität der Reflexion ab. Jede Behauptung
eines «roten Fadens», dem die Texte folgten, liefe auf eine alberne
Selbstinterpretation hinaus. Es bleibt den Leserinnen und Lesern
überlassen, allenfalls vorhandene, durchlaufende Motive zu erkennen
oder zu bestreiten.
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Vorwort

 
Der erste Band meiner Arbeiten umfasst – wie die beiden

folgenden Bände – Texte aus den letzten 18 Jahren meiner
Tätigkeit als Publizist, Kolumnist und Sachbuch-Kritiker. Bei der
Auswahl der Texte konzentrierte ich mich in allen drei Bänden
auf solche Arbeiten, die ohne Anmerkungen verständlich
sind, dem tagespolitischen Handgemenge also nicht zu nahe
stehen. Die Daten der Erstveröffentlichung verweisen auf die
historischen und politischen Kontexte.

Die Anlässe für die Essays und Porträts diktierte
das journalistische Gewerbe mit seiner etwas seltsamen
Vorliebe für runde Geburts- und Todestage, wobei die
gnadenlose Konkurrenz der Organe häufig dazu führt, dass
die Geburtstage und runden Jubiläumstage groteskerweise
kalendarisch vorverlegt werden, weil jedes Organ das Erste sein
möchte in einem öden Wettlauf.

Die politischen Kommentare für die »Tageszeitung« und
für den »Freitag« beziehen sich zwar auf die tagespolitische
Aktualität und entstanden in der Zusammenarbeit mit den
beteiligten Redakteuren, aber ich habe nur solche Kommentare
aufgenommen, die über das Tagespolitische hinaus ins
Grundsätzliche gehen.

Dadurch entstehen inhaltliche Ligaturen zu Themen, die
in den historischen Essays und Porträts dargestellt werden.



 
 
 

Im Nachhinein erweisen sich manche Essays und Porträts als
Vorarbeiten für politische Kommentare. Meiner Ansicht nach
nicht zu deren Nachteil, da die Stringenz und Haltbarkeit
von Argumenten und Kommentaren nicht von der Stärke der
darin vertretenen Meinungen zehren, sondern von historischem,
sozialwissenschaftlichem, philologischem und philosophischem
Wissen, auf denen sie beruhen. Thematische Überschneidungen
sind dabei nicht zu vermeiden.

Dies in Kauf zu nehmen, erschien mir weniger gravierend,
als die Texte nachträglich in starre Rahmen von kalendarisch
oder thematisch geordneten Blöcken zu pressen, die noch gar
nicht existierten, als die Texte geschrieben wurden. Die Grenzen
zwischen den einzelnen Textsorten sind fließend und immer
auch willkürlich. Die meisten Texte entstanden aus äußerlichen
Zwängen des Kulturbetriebs, aus situativen Intuitionen sowie
als subjektive Reaktion auf den laufenden sprachlichen und
politischen Schwachsinn – also aus zufälligen Anlässen, die sich
gegen eine systematische Ordnung sperren. Damit soll auch das
Moment von Spontaneität der Reflexion und der Reaktion, das
ich mit dem Titel andeute, betont und erhalten bleiben. Jede
Behauptung eines »roten Fadens«, dem die Texte folgten, liefe
auf eine alberne Selbstinterpretation hinaus. Den durchgehenden
Faden zu erkennen oder zu bestreiten, ist Sache der Leserinnen
und Leser.

Die Glossen sind zum größten Teil auf der Wahrheitsseite
der »Tageszeitung« erstmals erschienen. Dieses Forum bietet



 
 
 

die in der deutschen Presselandschaft einmalige Chance, den
sprachlichen und politischen Zumutungen im Fernsehen und in
der Presse mit sprachlichen Mitteln heimzuleuchten.

Ein großer Teil meiner Arbeiten besteht aus Besprechungen
politischer, historischer und sozialwissenschaftlicher Bücher. Ich
habe aus der Fülle der Rezensionen nur einige exemplarische
Verrisse ausgewählt. Diese Auswahl beruht nicht auf einem
atavistischen Willen, Autoren und ihren Büchern oder den
Verlagen zu schaden. Selbst wenn ich das wollte, schaffte ich
dies als Sachbuch-Rezensent nicht, denn alle diese Bücher
werden von Vielen besprochen und bewertet. Und ultimativ
oder verheerend »päpstlich« auftretende Urteilende gibt es unter
den Sachbuchkritikern – im Unterschied zu einigen in der
Literaturbranche – nicht. Verrisse sind mir deshalb wichtig,
weil das redaktionelle Gewerbe sie gar nicht schätzt und dafür
uneigennützig und freiwillig dabei mithilft, restlos überflüssige
– sogar ausgesprochen liederliche – Bücher auf gute Plätze
in Sachbuch-Bestenlisten zu hieven. Dabei nicht mitzuspielen,
gehört zum Ethos von Kritik, die sich von redaktionellen und
verlegerischen Kalkülen nicht beeindrucken lässt. Man macht
sich dadurch nicht immer Freunde bei Verlagslektoren und
Autoren, aber das ist das Risiko jedes autonom Urteilenden.

Der journalistische Betrieb hat sich durch die Konkurrenz
mit dem Internet in den letzten Jahren stark verändert. Die
Ausnahme, zum Beispiel Nachrufe ganz schnell liefern zu
müssen, ist jetzt zur Regel geworden. Neben Vorteilen hat



 
 
 

die enorme Beschleunigung des Betriebs und die Vermehrung
der Plattformen auch einige Nachteile – die gravierendsten
sind boulevardesk-personalisierende Oberflächlichkeit und der
Verlust an intellektueller Substanz, der in vielen Feuilletons mit
Händen zu greifen ist.

Zumutungen wie diejenige, ein 800 Seiten starkes Buch
innerhalb von ein paar Tagen zu besprechen, sind an
der Tagesordnung, die Resultate auf den Rezensionsseiten
zu besichtigen: Festangestellte Redakteure verhandeln auch
schon mal vier Bücher mit zusammen 3500 Seiten auf
weniger als 200 Druckzeilen. Den euphemistisch »Freie«
genannten Mitarbeitern bleibt die Wahl zwischen solcher Instant-
Schreiberei oder prekärer Auftragslage, über die hinwegzuhelfen
jedoch nach wie vor verantwortungs- und qualitätsbewusste
Redakteurinnen und Redakteure bereit sind, indem sie die
Rahmenbedingungen für seriöses Arbeiten sichern. Ich nenne
deren Namen nicht, um sie nicht in Konflikt zu bringen mit den
maschinenmäßig produzierenden Kollegen.

Die Texte sind in sechs Blöcke eingeteilt, die unterschiedliche
Textsorten enthalten: Historische Essays (I.), Porträts gegen
das Vergessen (II.), politische Kommentare (III.), Glossen (IV.),
Verrisse (V.). Am Schluss stehen Texte in eigener Sache (VI.).

Einige Texte sind mehrfach oder in gekürzten und redaktionell
mehr oder weniger stilsicher bearbeiteten Versionen erschienen
– nach einem Wort Günter Ohnemus’ in »kannibalisierten
Fassungen«. In gravierenden Fällen habe ich deshalb



 
 
 

meine ursprünglichen Textversionen den von fremder Hand
zugerichteten vorgezogen und mache dies durch das Kürzel
UTV (ursprüngliche Textversion) in der Liste der Erstdruckorte
am Ende des Buches deutlich. Bloße Druckfehler und kleine
Irrtümer (z. B. falsche Jahreszahlen und Vornamen) habe
ich stillschweigend korrigiert. Inhaltlich habe ich die Texte
nicht verändert und biete sie als durchaus zeitgebundene den
Leserinnen und Lesern zur Beurteilung an.

Mein Dank gilt Michael Billmann und Roland Tauber vom
Verlag für die Hilfe bei der Organisation der Texte sowie für das
Angebot, die Texte in drei Bänden zu publizieren. Ich widme
das Buch Eva-Maria in Dankbarkeit und Bewunderung. Sie
hat alle Texte als Erste gelesen und korrigiert. Mit Hinweisen,
Ratschlägen, fulminanten Verweisen und ultimativen Vetos
am Textrand hat sie mich in vielen, zuweilen turbulenten
Diskussionen vor etlichen Abwegen und Irrtümern bewahrt. Die
verbliebenen gehen auf mein Konto.
Frankfurt am Main, Juli 2011 Rudolf Walther

I Historische Essays



 
 
 

 
1 Wem das Posthorn bläst

– zur Konstruktion und
Konjunktur des Nationalen

 
Wiederholt sich die Geschichte? 1917/18 – nach der

revolutionären bzw. militärischen Beseitigung des zaristischen
Reiches, der Donaumonarchie und der letzten Reste des
osmanischen Reiches auf dem Balkan – erschien der
Nationalstaat als Zauberformel: jedem Kind einen Lampion
und jeder Nation ihren eigenen Staat. Das deckt sich mit der
»Burlesken Träumerei« des unvergleichlichen Erik Satie: »Ich
finde, dass alle Franzosen, die auf französischem Gebiet geboren
sind, von französischen Eltern oder solchen, die diesen Anschein
erwecken, ein Anrecht auf eine Anstellung bei der Pariser Post
haben sollten.« Mit der Post hat der moderne Begriff Nation
immerhin so viel zu tun, dass er von Paris aus seine Reise antrat
und dass Lenin außer für »nationale« Selbstbestimmung für die
deutsche Post schwärmte.

Wenn man die Reaktionen auf den Untergang der
Sowjetunion durchsieht, so scheint es, als hätten die
Kommentatoren nicht Post aus Paris, sondern aus Washington
erhalten. Haben sie Woodrow Wilson persönlich zum
ghost-writer erkoren? »Nationale Selbstbestimmung« und
»National«staat, die sich als Volksvorurteile in den Hirnen



 
 
 

festgefressen haben, gelten auf jeden Fall wieder einmal
als erstrebenswerter globaler politischer Normalzustand.
Die abenteuerliche Prognose, die Völker der ehemaligen
Sowjetunion würden jetzt gleichsam normalisiert und in die
europäische Tradition des vermeintlich selbstverständlichen
und demokratischen Nationalismus zurückgeholt, müsste der
Redlichkeit halber die Tribute nennen, die die Menschen
in Europa seit etwa 200 Jahren entrichtet haben für derlei
Normalität.

Wohin man heute zwangsläufig gerät, wenn man noch
einmal versucht, die Welt nach Nationen, Nationalstaaten
oder der Fiktion des nationalen Selbstbestimmungsrechts
einzurichten, führen die politischen und militärischen Eliten
im ehemaligen Jugoslawien praktisch vor, und große Teile
der deutschen Presse sowie das Stammtischgerede begleiten
das Geschehen mit wohlfeilen, also serbenfresserischen
Kommentaren. Allen voran trabt die FAZ. Schon am
12.12.1990 entdeckte J. G. Reißmüller bei den Serben eine
Spezialität, die es ihm so angetan hat, dass er nun bald
täglich darauf zurückkommt: »die uneuropäische Politik des
Unterdrückens anderer Völker«. Im Baltikum genauso: »die
ganze Unterdrückungsaktion in Litauen ist uneuropäisch«
bzw. »asiatisch«, vulgo: »sowjetisch« (15.1.1991). Wem das
alles irgendwie bekannt vorkommt, ist auf der richtigen
Spur. Was authentisch europäisch ist, hat Treitschke längst
beschrieben: »Wenn die Engländer ... die Hindus vor die



 
 
 

Mündungen der Kanonen banden und sie ›zerbliesen‹, daß
ihre Körper in alle Winde zerstoben, so kann man das, da
doch der Tod sofort eintrat, nicht tadeln. Daß in solcher
Lage Mittel des Schreckens angewendet werden müssen, ist
klar.« Bei Reißmüller ist auch alles klar – im Namen des
»nationalen Selbstbestimmungsrechts« klagt er die nationale
»Anerkennung« ein, deren Verweigerung ebenso unterhalb des
»europäischen« Standards liegen soll wie die Skepsis gegenüber
dem »nationalen Selbstbestimmungsrecht«, das nun als Krone
der »europäischen Rechtskultur« (FAZ 17.7.91) herhalten muss.

Nation – in jeder Hinsicht ein Gemachtes
Mangels tragfähiger Grundlagen in der Gegenwart wichen

die Ideologen des Nationalstaats immer auf die Geschichte
aus. Die fehlende Kohärenz des Prinzips sollte sich
angeblich aus menschlicher Natur, gemeinsamer Abstammung,
gemeinsamer Sprache, Geschichte und Kultur ergeben. Schon
bei oberflächlicher Betrachtung erweist sich jedoch das
Nationale als ein in langen und komplizierten Prozessen
entstandenes historisch-politisches Konstrukt und nicht als
quasi-natürliche Gegebenheit.

Bei Licht besehen, ein Gebirge von papierner Vergeblichkeit,
denn für die Begriffe Volk und Nation sieht die Bilanz in der
kritischen Forschung trübe aus. Für kein einziges Großvolk
kann man ein hohes Alter, ungebrochene Kontinuität oder gar
– liebstes Kind der Nationensucher und Nationalitätenbastler
– ethnische Homogenität belegen. Und was die Anfänge,



 
 
 

Wiegen und Geburtsstunden von Großvölkern und Nationen
betrifft, so liegen sie nicht im geheimnisvollen mythologischen
Dunkel, im Kyffhäuser, auf den Schlachtfeldern vor Troja, beim
Merowinger Häuptling Chlodwig im Frühmittelalter, sondern
ganz profan zwischen Buchdeckeln bzw. auf der platten Hand:
»In einem gewissen Sinne sind es die Historiker, die die Nationen
schaffen« (Bernard Guenée 1971).

Verkürzt und vereinfacht: Am Anfang stand nirgendwo
ein großes Volk und schon gar nicht eine ethnisch oder
sprachlich homogene Nation, sondern eine Vielfalt von
»bunten« gentilen Verbänden. Diese Verbände Stämme zu
nennen, verbietet die Tatsache, dass mit dem Begriff
Stamm immer noch die legendäre gemeinsame Abstammung,
Sprache und Kultur verbunden wird. Genau das war jedoch
nicht der Fall. Die gentile Entwicklungsphase ist überall
gekennzeichnet durch eine Vielfalt von Siedlungsformen,
inneren sozialen Beziehungen, Herrschaftsverhältnissen und
ethnischen Mischungsverhältnissen. Erst relativ spät bilden
sich gentile Verbände zu Völkern und Großvölkern, wobei
deren einzelne Bestandteile in Sprache, Kultur und Sitten
sehr lange resistent bleiben gegenüber den vereinheitlichenden
(»Nationalisierungs«-)Tendenzen.

So ist es z. B. nichts als ein Gerücht, die Franken
seien das Urvolk und die Begründer Frankreichs. Der Anteil
eingewanderter (!) Franken am bunten Völkergemisch aus
Römern, Galliern, Kelten, Bretonen, Normannen, Burgundern



 
 
 

etc., aus dem zwischen Mittelalter und Neuzeit, von dem
kleinen Gebiet der Île de France ausgehend, Frankreich
heranwächst, ist minimal. Einzig im Seinebecken dürfte der
Anteil der Franken im 6./7. Jahrhundert um zehn Prozent
betragen haben, sonst bedeutend weniger (Karl Ferdinand
Werner 1984). Nicht die Franken ethnischer Herkunft bilden
Frankreich, sondern Herrschergeschlechtern und sozialen Eliten
mit zum Teil fränkischen Vorfahren ist es im Laufe der
Jahrhunderte gelungen, die anderen in »Frankreich« siedelnden,
einwandernden und sich vermischenden gentilen Verbände,
Völkerschaften und »Stämme« sowie deren herrschende
Schichten zu einem Gemeinwesen zu formen. »Unterwerfung
gegen Schutz vor inneren und äußeren Feinden« lautete die
Formel, nach der im Laufe der Jahrhunderte so etwas wie
ein Staat im modernen Sinne und nationaler Zusammenhalt
geschaffen wurden; dieser »nationale« Zusammenhalt umfasste
jedoch in Frankreich bis zur Revolution explizit nur die
oberen Stände. Von der nachrevolutionären Nation unterscheidet
sich dieser Begriff grundsätzlich, obwohl ihm dasselbe Wort
zugrunde liegt. Das einfache Volk dagegen blieb, was es war:
normannische, acquitanische, gaskognische, elsässische Magd,
Bäuerin oder Handwerkersfrau; provenzalischer, bretonischer,
burgundischer etc. Bauer, Knecht oder Handwerker; und
genauso redeten sie vielerlei Sprachen, nur nicht Französisch.
»Frankreich« erschien dem menu peuple noch bis ins
18. Jahrhundert hinein als ein ebenso unverständliches



 
 
 

und künstliches Produkt wie die dazugehörige Hochsprache
Französisch: eine Sache der weltlichen und kirchlichen Herren,
mit der das gemeine Volk nichts zu schaffen hatte. Bei den
anderen europäischen Großvölkern und Nationen verhielt es sich
nicht anders.

Ludwig XIV.: »Die Nation ist kein Staatsstand (corps
d’état) in Frankreich«, und »die Nation ist vollständig in
der Person des Königs verkörpert«. Keine hundert Jahre
später wird Emmanuel Joseph Sieyes seinen fulminanten
Traktat mit dem Satz beginnen: »Der dritte Stand ist eine
vollständige Nation« (Abbé Sieyes 1789). Das war keine
empirische Beschreibung, sondern ein bürgerlich-revolutionäres
Programm – in seiner ganzen Widersprüchlichkeit zwischen
Emanzipation und erneuter Ausgrenzung derer, die man zur
Nation nicht, nicht mehr oder noch nicht zählen mochte. Die
Französische Revolution schuf den modernen, der Tendenz
nach demokratischen Nationsbegriff. Die Beziehung zwischen
moderner Nation und moderner Demokratie ist zwar genetisch
unbestreitbar, aber praktisch lose und extrem provisorisch,
theoretisch irrelevant und juristisch kriminell.

Anachronistische Rückprojektionen: »Deutschland«
Es ist ein fast unauflösbares Volksvorurteil und ein

Anachronismus, im Blick auf Frankreich von einer »alten«
Nation zu reden, obwohl sich diese über fünf Jahrhunderte
langsam und mit Rückschlägen entwickelte und erst in und
nach der Revolution von 1789, vor allem in den Kriegen



 
 
 

gegen das aristokratisch-monarchische Europa regelrecht
geschaffen wurde. Carnot, der Kriegsminister, gilt nicht nur
als »organisateur de la victoire«, sondern auch als einer der
Schmiede der modernen Nation, als deren Kinderstube Schule
und Kaserne fungieren (»die Schule wird zum Vorraum der
Kaserne«, Hippolyte Taine 1893). Das ist nicht falsch, greift
aber zu kurz, denn es dauerte noch eine ganze Weile, bis der
französische Zentralstaat mit seinen Präfekten, Offizieren und
Schulmeistern als nationalen Rasenmähern die überkommenen
sozialen, kulturellen und sprachlichen Gewächse einheitlich
zurechtgestutzt und zur Grande Nation (uni-)formiert hatte.
Dazu mussten die Volkssprachen und Dialekte systematisch
herabgesetzt werden, bis in der Öffentlichkeit nur noch das
akademisch normierte Hauptstadtidiom Französisch aufzutreten
wagte; dazu mussten vor allem die allgemeine Schulpflicht und
mit ihr eine verbindliche Nationalsprache »eingeführt« werden;
»eingeführt« verharmlost die Brutalität, mit der der Pariser
Zentralismus regionale Sprachen und Dialekte buchstäblich
ausrottete.

Es ist schon ein schwieriges Geschäft, nachzuzeichnen, wie
die französische Nation in Schule und Kaserne herangezüchtet,
von national eingestellten Intellektuellen herbeigeschrieben und
wie die französische Hochsprache staatlich verordnet wurde; für
das Deutsche ist das noch etwas dornenreicher, weil man es
nicht nur mit nationalistisch eingefärbten Anachronismen zu tun
hat, sondern seit Beginn der deutschen Geschichtswissenschaft



 
 
 

mit einer militanten Ideologieproduktion, die sich – pragmatisch
entschärft – in Teilen der deutschen Mediävistik und
Rechtsgeschichte bis heute durchhält.

Der Beginn der deutschen Historiographie fällt zeitlich
zusammen mit der Wahrnehmung nationaler, nationalstaatlicher
Defizite in den Staaten des Deutschen Bundes gegenüber
dem nachrevolutionären Frankreich. Das sollte kompensiert
werden mit einer programmatisch deutschnationalen Lesart
der mittelalterlichen Quellen: Die Probleme der Gegenwart
bestimmten die Wahrnehmung und Aufbereitung der
Vergangenheit.

Der »deutschen Nation«, einer geschichtsphilosophischen
und politischen Konstruktion par excellence, verliehen national
gesinnte Historiker den Charakter eines Naturtatbestandes,
indem sie »Germanen« und »Deutsche« nicht nur
gleich-, sondern als »von Anfang an« vorhandenes,
homogenes Großvolk voraussetzten, das im mittelalterlichen
Kaiserreich eine »deutsche Einheit« angeblich verwirklicht
hatte und dann fahrlässig (»Italienpolitik«) verspielte. Die
richtige Voraussetzung, dass gentile Verbände, Völkerteile,
Völkerschaften, »Stämme« und Völker älter sind als
»Staaten«, »Reiche« und »Nationen«, verlängerte die deutsche
Historiographie und Rechtsgeschichte zur Vorstellung eines
immer schon existierenden »deutschen Volkes«, das eben
nur Pech gehabt habe mit seinen von Italien berauschten
Herrschern und herrschsüchtigen Päpsten und deshalb in punkto



 
 
 

Staatlichkeit und Nationalität gegenüber »Frankreich« (das es
damals so wenig gab wie ein »deutsches« Kaiserreich) ins
Hintertreffen geraten sei.

Germania und Gallia waren von der römischen Antike bis
ins Mittelalter und die Neuzeit hinein geographische Begriffe.
Der Rhein bildete die Ost-West-Grenze. Das Wort Germania in
mittelalterlichen Quellen zielt immer auf diese geographischen
Grenzen und nicht auf die ethnische Abstammung der
Bevölkerungen oder politische Substrate. Die nach Gallien
gewanderten Franken waren ebenso Germanen wie die diesseits
des Rheins verbliebenen. Als »Deutsche« bezeichneten sich
freilich weder die einen noch die andern.

Anders verhält es sich mit der Sprachenbezeichnung;
»deutsch« bzw. »theodiscus«, gebildet aus althochdeutsch
diot (Volk), meint alle nicht-romanischen Volkssprachen. Die
nationes theodiscae umfassen z. B. nicht-romanisch sprechende
Franken in den heutigen Ländern Flandern, Deutschland und
Frankreich, Sachsen in England, Goten und Langobarden
in Italien; hier heißen Franken, die nicht-romanisch reden,
deshalb teutonici oder tedeschi, und umgekehrt nennen diese
die romanische Sprachen verwendende Umgebung »Welsche«.
Nicht-romanisch sprechende Sachsen in England oder Franken
in Flandern bzw. Italien tauchen in den Quellen als nationes
theodiscae auf, können jedoch nicht »deutsche Stämme« oder
gar »Deutsche« gewesen sein, da sie niemals dem politischen
Gemeinwesen angehörten, das – 962 als ostfränkisches



 
 
 

Reich gegründet – erst im 11. Jahrhundert gelegentlich als
regnum Teutonicum (1073) auftaucht. Die anderen Franken,
Sachsen usw. gehören selbstverständlich zu den konstituierenden
Bestandteilen der anderen im Entstehen begriffenen Großvölker
in »England« bzw. »Frankreich« (K. F. Werner 1992).

Mit regnum meinen die mittelalterlichen Quellen einen
sekundären Herrschaftsverband; man erklärt sich dessen
Entstehung aus sesshaften gentilen Verbänden, die sich
eben durch diese Sesshaftigkeit kulturelle, rechtliche und
politische Strukturen schaffen und dabei die zu verschiedenen
Zeiten eingewanderten wie die »eingeborenen« gentilen
Verbände assimilieren. Diese Teilreiche (regna oder auch
patriae) umfassten also immer Verbände unterschiedlicher
Herkunft und Abstammung: Gothia, Burgundia, Francia,
Saxonia, Lotharingia, Baioaria, Alemannia, Italia, Provincia sind
keine homogenen Gebilde wie die anachronistischen Begriffe
»Stamm« oder »Stammesherzogtum« suggerieren, sondern über
lange Zeit entstandene melting pots. Die deutsche Übersetzung
für regnum ist in der Regel rich oder lant regnum Baioariae,
Baiernlant. Für eine Mehrzahl von regna auf dem Territorium
des ostfränkischen Reiches existiert vor dem 16. Jahrhundert für
»Deutschland« ganz selbstverständlich und logisch nur der Plural
»deutsche Lande«. Der Alemanne, Sachse oder Baier existierte
nicht von Anfang an, sondern entstand in einem geschichtlichen
Prozess im Zuge der Vermischung und Verbindung von gentilen
Verbänden zu Teilreichen/regna; gleichzeitig als Baier und



 
 
 

Deutscher oder Sachse und Deutscher konnte man erst ab dem
11. Jahrhundert bezeichnet werden – gut 500 Jahre nachdem
Alemannen, Baiern, Sachsen, Franken usw. belegt sind. Wie
unwichtig das »Deutschsein« neben der faktischen Zugehörigkeit
zu einem regionalen Teilreich und seiner Herrschaft (regnum,
patria) blieb, beweist die Tatsache, dass der politische Begriff
»deutsches Volk« erst nach der Französischen Revolution und in
Anlehnung an die revolutionäre Terminologie vom souveränen
»peuple français« nachzuweisen ist (K. F. Werner 1992).

Das »Deutsche Kaiserreich«, angeblich 962 von Otto dem
Großen gegründet, gehört zu den Fiktionen der nationalstaatlich
imprägnierten Historiographie des 19. Jahrhunderts, die bis
heute in schlechten Schulbüchern und im common sense
fortleben. Ottos Imperium Romanum (erst seit 1157 mit dem
Zusatz Sacrum und erst seit 1442 mit der Präzisierung »nationis
germanicae«, also: »Heiliges Römisches Reich germanischer
(!) Nation« und erst seit dem Kölner Reichsabschied von
26.8.1512 und bis zum Untergang des Reiches (12.7.1806) hieß
es offiziell und adjektivisch »Heiliges römisches Reich deutscher
(!) Nation«, war nicht eines der »Deutschen«, womöglich gar
der »deutschen Nation« im modernen Sinne, sondern jenes der
Franci et Saxones (Franken und Sachsen). Diese beanspruchten
die Erbschaft des »Sacrum Imperium Romanum« für sich.
Franci et Saxones musste man allerdings geographisch näher
bezeichnen, um sie z. B. von den französischen bzw. englischen
Sachsen und Franken abzugrenzen – deshalb der spätere Hinweis



 
 
 

auf die rechtsrheinisch gelegene Germania im Zusatz »nationis
germanicae«, nicht etwa »teutonicae« oder »theodiscae«.
Näherhin meinte Otto der Große mit den Franci et Saxones,
in deren Namen er auftrat, nicht Völker im modernen Sinne,
sondern den in Kirche und »Staat« Macht und Herrschaft
ausübenden Adel (zusammengefasst in der Formel: regnum
Francorum et Saxonum). Diese weltliche und kirchliche Elite
fungiert in den mittelalterlichen Quellen unter dem Begriff
populus/ Volk, das allein die Kirchenoberen und die Könige
wählte bzw. absetzte. Mit Volk war also – im Unterschied zum
heutigen Sprachgebrauch – ausschließlich das Kirche und Staat
lenkende Volk gemeint, eine Oberschicht aus Kriegern, Adligen,
Klerikern (K. F. Werner 1992).

Zu welchen Konfusionen es in Sachen »deutsch« und
»Nation« trotz dieser relativ einfachen und eindeutigen
Zusammenhänge nach wie vor kommt, soll an einem Beispiel
gezeigt werden. Der ebenso verdienstvolle wie konservative
Sozialhistoriker Werner Conze schrieb drei Jahre vor seinem
Tod einen Aufsatz unter dem Titel: »Deutschland« und
»deutsche Nation« als historische Begriffe (Werner Conze
1983).

Hochideologisierter Ramsch wie der Begriff
»Stammesnationen« erscheint darin, aber kein einziger
eindeutiger Beleg für das Titelwort »deutsche Nation«.
Das ist handwerklich gesehen ein Defizit und faktisch das
Eingeständnis, dass es frühe Belege für diesen Begriff in



 
 
 

politischen Kontexten nicht gibt, weil man sich noch für
sehr lange Zeit zwar als »Deutscher« (d. h. deutschsprachiger
Bayer, Sachse etc.) bezeichnen konnte, der Ausdruck
»deutsche Nation« aber immer die Verbindung zum »Heiligen
Römischen Reich deutscher Nation« herstellte, also gerade
– modern gesprochen – ein supranationales Gebilde meinte,
dem selbstverständlich Ungarn, Kroaten, Norweger, Böhmen,
Luxemburger, Spanier etc. mit angehörten. Das handwerkliche
Defizit gerät Conze jedoch unter der Hand zum peinlichen
Lapsus, wenn er als »Beleg« den Abschied des Augsburger
Reichstags vom 25.9.1555 heranzieht. Conze suggeriert, hier
stünde bereits »die Teutsch Nation, unser geliebt Vaterland« in
einem modernen Sinne, d. h. als ein explizit und exklusiv auf ein
nationaldeutsches Substrat abzielendes Subjekt zur Debatte. Das
ist natürlich nicht der Fall, und Conze konnte das auch wissen,
denn er zitiert nur die obenstehenden Worte, aber nicht den
klaren Kontext, aus dem hervorgeht, dass auch 1555 »deutsche
Nation« nur auf die Titulatur des Reichsverbands abhebt,
nicht auf eine nationale Abgrenzung, einen nationalen Staat
im heutigen Sinne: »Darauf Wir uns Gott dem Allmächtigen
zu Lob und zu Ehren und Jhr Liebd. und Kayserlicher
Majestät zu freundlichem und brüderlichem Gefallen, auch des
gnädigen, milden Willens und Vorhabens des Heil. Reiches
Teutscher Nation, Unsers geliebten Vatterlands, Unser und des
heiligen Reichs gemeiner Stände und Untertanen Nutz, Wolfahrt,
Gedeyen und Aufnehmen zu befördern ...«; an anderer Stelle



 
 
 

heißt es »im Reich Teutscher Nation«. Und wo ausnahmsweise
von der »Teutsch Nation, unser(m) geliebt Vatterland« die Rede
ist, liegt die gegen Conze sprechende Pointe genau darin, dass
es im zu stiftenden Religionsfrieden darum geht, »Zertrennung
und Untergang« einzelner Reichsteile zu verhüten«, also gerade
nicht Teile des Reichsverbandes zu modernen, andere Gebiete
ausschließenden »Nationen« zu machen.

Überhaupt musste Conze, dem Wissenschaftler, bewusst
sein, was Conze, der Nationale, vergaß: Gens und natio
können in mittelalterlichen Texten in einem einzigen
Satz Familien, Adelsgeschlechter, regionale Gruppen und
supragentile Verbände bezeichnen, aber nicht »Nationen« im
modernen Sinne, woraus nüchterne Mediaevisten schon seit
geraumer Zeit den notwendigen Schluss ziehen, »dass von
diesen gentes kein gerader Weg zu den europäischen Nationen
führt« (Horst Beumann 1986).

Das angeblich nationalstaatliche Jahrhundert
Nationen im modernen Sinne, Nationalismen und

Nationalstaaten sind also eine europäische Erfindung –
und eine späte obendrein. Sie entstehen, grob gesagt,
erst mit der Zerstörung der agrarischlokal bestimmten
Gesellschaften im Zuge der ökonomischen Modernisierung
und Industrialisierung. »Der Tatbestand, eine Nation(alität)
zu besitzen, ist kein inhärentes Attribut der Menschlichkeit,
aber er hat diesen Anschein erworben« (Ernest Gellner). Es
handelt sich, bei der meistens staatlich mitgestalteten und



 
 
 

mitgetragenen nationalen Territorialisierung im Augenblick
des realen Substanzverlusts der Differenz zwischen Menschen
unterschiedlicher Herkunft um eine Form von »invented
traditions« (Eric J. Hobsbawm): Hymnen, Feste, Folklore,
Fahnen, Kasernendrill, Erziehungsrituale – Instrumente im
nationalen Baukasten. Im großen Schatten des Nationalen lassen
sich sehr vielseitige Geschäfte abwickeln. Der Verdacht, dass
hier in der Regel ziemlich Trübes geschieht, wenn man richtig
hinsieht, ist für eine aufklärerische und kritische Position
unverzichtbar.

Im Falle Deutschlands sind die teutonisierenden
Konstruktionen geradezu grotesk: Als staatsrechtlich relevanter
Begriff taucht »Deutschland« überhaupt erst im 19. Jahrhundert
auf – in der Deutschen Bundesakte vom 8.7.1815. Vorher
ist die vermeintliche Nation zwischen dem 16. und 19.
hauptsächlich adjektivisch und in den Köpfen einiger
Intellektueller vorhanden. Zu den objektiven Determinanten
des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, kulturellen und – nur
ansatzweise – staatlichen Zusammenlebens der Menschen
zwischen Mittelalter und 18. Jahrhundert konnte die Nationalität
schon allein deshalb keine wichtige Rolle spielen, weil
diese Gesellschaften und Staaten, die ihre Truppen oft
und gerne aus »Ausländern« rekrutierten, um den eigenen
Bevölkerungsbestand zu schonen, in einem strikten Sinne a-
national waren. Die Oberschichten, allen voran Adel und
Klerus, orientierten sich an gesamteuropäisch generierten



 
 
 

Handlungskodizes, Kulturmustern und Moden; oft sprachen
sie die Sprache »ihres« Volkes nicht oder nur unzureichend.
Für das Volk, für die Unterschichten also, hörte die Welt
buchstäblich am Dorfrand auf. Sie waren nach Sprache,
Sitten, Kultur, sozialen Beziehungen und wirtschaftlichen
Verflechtungen während Jahrhunderten lokal, allenfalls regional
geprägt. Und die Angehörigen der sehr dünnen Mittelschicht, die
allein Nationalität als Abgrenzungs- und Anerkennungsmerkmal
hätte ausbilden können, verkehrten untereinander als Gelehrte
lateinisch und als Händler kommerziell – auf jeden Fall eher nach
kosmopolitisch-universalistischen Standards als nach nationalen
(K. F. Werner 1992).

Auch die Sprache bildet – entgegen dem naiven, national
getrimmten Denken des 19. Jahrhunderts – dort kein objektives
Abgrenzungskriterium mehr, wo Mehrsprachigkeit die Norm
abgibt und es mithin nur vom Willen der Individuen oder
den mehr oder weniger zufälligen Einflüsterungen, denen
sie ausgesetzt sind, abhängt, welcher (Sprach-) Nation sie
angehören wollen. Als Mitglied der polnisch-deutsch-litauisch
versippten Oberschicht z. B. konnte man sich sprachlich,
kulturell oder politisch je nach Opportunität an mindestens drei
Sprach-»Nationalitäten« positiv orientieren – an der polnischen,
der deutschen oder der litauischen; und negativ besetzt blieben
wenigstens zwei, die jüdische und die russische; für die östlichen
Teile der ehemaligen Habsburger Monarchie gilt Ähnliches,
ebenso wie für große Bereiche des Balkans. Der US-Soziologe



 
 
 

W. B. Pittsburg stellte schon 1882 fest: »Der einzige Weg, um zu
entscheiden, ob ein Individuum zu einer oder der anderen Nation
gehört, ist, es zu fragen.«

Im angeblich nationalstaatlich dominierten 19. Jahrhundert
gab es genau einen Staat, den man ohne größere
Vorbehalte als homogenen Nationalstaat bezeichnen konnte:
Portugal (Hobsbawm). Richtig ist freilich, dass es sich zum
Teil um ein von nationalistischen Ideologien beherrschtes
Jahrhundert gehandelt hat, was notorisch verwechselt und
zusammengeworfen wird.

Der Nationalstaat war vor allem der ideologische Panzer,
den sich (bis 1914 fast ausschließlich) jene mittleren sozialen
Klassen und Schichten gegen die Bedrohung überzogen, die
sie als die gefährlichste am Horizont aufgehen sahen: die
internationalistische und sozialistische Arbeiterbewegung. Den
Höhepunkt erreichte der Nationalismus jedoch nicht im 19.,
sondern erst im 20. Jahrhundert – nach dem epochalen
Bruch von 1917, d. h. dem Eintritt der USA in den bislang
europäischen Krieg und dem Ausbruch der Oktoberrevolution.
Der Nationalismus und der national definierte Staat bot jenen
mittleren sozialen Klassen und Schichten vor allem in der
zerfallenen Donaumonarchie einen Schutz gegen die drohende
soziale Revolution; den siegreichen Alliierten erschien die
Zerschlagung des Habsburger Imperiums in Kleinstaaten als
probates Mittel, das kriegerische Potential aufzusplittern und
zu neutralisieren. Wenn die Gelehrten-Floskel vom Pyrrhussieg



 
 
 

je zutraf, dann auf die Geschichte und die Praxis des
1918 durch die Sieger proklamierten Prinzips des »nationalen
Selbstbestimmungsrechts«.
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2 Was keiner versteht,

ist »nationale Identität«
 

1993 verabschiedete sich der Bundeskanzler Helmut Kohl
mit dem Satz in den Urlaub, bei der »nationalen Identität«
handle es sich um eine »Notwendigkeit im guten Sinne«.
In folgendem Herbst eröffnete der Historiker Kohl den
Historikertag mit einer Rede über »nationale Identität« in
Europa. Der Verteidigungsminister fuhr bis nach Kasachstan,
um die »kasachische Identität zu stärken« (Frankfurter
Rundschau 23.8.93). Während es die taz (29.9.93) noch
mit dem Neuling »bosnische Identität« hält, bescheidet sich
Antje Vollmer mit Häuslichem, »einer neuen Identität der
deutschen Intellektuellen«, denen sie in ihrer Konfirmanden-
Pädagogik-Sprache die Hausaufgabe aufträgt, »einen neuen
Gesellschaftskonsens vorzubereiten«, kurzum »das Anti« zu
vergessen und positiv, friedlich und pfadfindermäßig willig zu
werden wie eine koalitionsbereite Stammtischrunde zwischen
den Kopflosen und den nur Hirnlosen (Der Spiegel 15.1.1993).
Die endgültige Zubereitung des von Antje Vollmer & Co.
Vorbereiteten, von dem Peter Sloterdijk die »Paläopolitik« (»das
Mutter-Kleinkind-Feld neben der sichtbaren Feuerstelle« als
»inspirierendem Fokus aller altmenschlichen Gruppen«) bis zum
Kalten Krieg und der Keyboard-Philosoph Norbert Bolz den



 
 
 

Rest seelsorgerisch betreut, übernimmt dann nach dem Muster
institutionalisierter Denkerei das grüne Oberkonsistorium. Das
Wort »Identität« hängt seit geraumer Zeit am Schwungrad, und
weniger Behende wie Niels Kadritzke (Wochenpost 29.7.1993)
werden von der Hektik, mit der sie sich ins Identitäts-Theater
einklinken, glatt erwürgt: Er hechelte uns 1993 eine Parallele
mit 1933 vor, um doch nur beim probaten Universalputzer
zu landen: »es ist zu schaffen« – self-fucking-ignorance, die
sich akademisch auch als vierfach gepufferter Weichspüler
anbiedert, in der Version eines Neonationalen als »Arbeits-
Platz-Sicherheits-Identität«. Da es wieder einmal ums ganz Alte
geht, brauchen wir jetzt angeblich »eine neue Identität« (K. O.
Hondrich) oder wenigstens schwarz-rot-goldene Socken.

Die Anleihen bei der Wilflinger Landserprosa, beim
Plettenberger Mannsdeutsch oder beim Todtnauberger
Gestammel sind zwar offensichtlich, aber der Begriff
»Identität« bekommt trotzdem Fahrt und der aufgeklärte Leser
Beklemmung. Seit einiger Zeit finanziert unter dem Beifall
der rechten Intelligenz und der populistischen Presse ein
Landmaschinenhändler, der sich in einer rundum passenden
Formulierung als »Wurzelgeber« bezeichnet, die »berlinische
Identität« mit einer Schloss-Attrappe aus Plastik. So viel zum
Boden, aus dem »Identitäten« sprießen. Das wurde nicht immer
so krass einfältig gedacht.

Als die Forschungsgruppe »Poetik und Hermeneutik« 1976
ein Kolloquium über »Identität« veranstaltete, beschäftigten



 
 
 

sich die Wissenschaftler mit vielen Aspekten des Themas.
Die politisch-historische Seite spielte keine Rolle, der Begriff
»nationale Identität« tauchte nur vereinzelt auf. Für die
Wissenschaft handelte sich um keine »Notwendigkeit« in
irgendeinem Sinne. Odo Marquards Beitrag endete 1976 mit
der These, »die Identität ist ... eine Art Zweckmäßigkeit
ohne Zweck. ›Zweckmäßigkeit ohne Zweck‹: das aber ist ...
eine Strukturformel Kants fürs Schöne«. Das mag zutreffen
für jenen Teil der Identitätsdiskussion, der die Produktion
von Identitäten aus life-style-Klim-Bim und psychologischen
Rollenspielen ableitet.

Inzwischen hat sich die Diskussion über Identität längst
als alles andere als zwecklos herausgestellt. Aus der Frage
nach der Identität ist jene nach der Nation geworden. Die
Verpuppung des Marginalen zum Wesentlichen geschah im
Zuge der »geistigmoralischen Wende«. Danach ging es zügig
abwärts, und schon 1985 konnte der »modische Begriff
auf eine beispiellose Karriere zurückblicken« (Lothar Baier).
1986 warnte der Historiker Karl Dietrich Bracher vor dem
»Modewort Identität« und dem »künstlichen Ton« in vielen
»Identitätsbeschwörungen« (FAZ 9.8.1986). Sein Zunftkollege
zur Rechten, Michael Stürmer, hatte drei Jahre zuvor mächtig
in die Saiten gegriffen: »Geschichte verspricht Wegweiser zur
Identität, Ankerplätze in den Katarakten des Fortschritts« (Neue
Zürcher Zeitung 31.5.1983). Der »Ankerplatz« Geschichte
erscheint hier, einem von Reinhart Koselleck entdeckten



 
 
 

Sprichwort zufolge, als »der unversiegbare Dorfbrunnen, aus
dem jeder das Wasser des Beispiels schöpft, um seinen Unflat
abzuwaschen«. Eine prächtige Kostprobe dafür bot Claus
Leggewie am 23.8.1994 im Hessischen Rundfunk. Ein runder
Geburtstag musste dafür herhalten, das subalterne Geschwätz der
Pariser Fernseh-Philosophen über Herder als den vermeintlichen
Urheber nationalistischer Ansprüche und Irrwege mit den
dem mittelhessischen Normalisierungsspeak über »kollektive
Identität« zu synchronisieren: nichts außer anachronistischer
Projektionen auf das 18. Jahrhundert, vermengt mit dem
medialen Schaum (»wir«, »Europa«, »Kroatien«, »Sarajewo«
und »multikulturell« sowieso).

»Nationale Identität« bahnte sich ihren Weg von den
Kathedern durch die Feuilletons bis zur rechten Wand; eine
rechtsradikale Postille verschrieb sich, die französische Nouvelle
Droite kopierend, mit ihrem Untertitel »nationaler Identität«.
Heute gehört es zur national bis post-links eingefärbten
Geschäftsgrundlage, »kollektive«, speziell »nationale Identität«
als normal, selbstverständlich und notwendig hinzustellen.
»Das für viele europäische Nachbarstaaten prägende historisch-
affektive Bezugsfeld der Nation steht nun als ein mögliches
Angebot auch in Deutschland wieder zur Verfügung. Langfristig
kann dies zur Befriedigung kollektiver Identitätsbedürfnisse
beitragen« (W. Weidenfeldt/K.-R. Korte 1991). Die Autoren
haben eine »plural angelegte, offene nationale Identität« im
Auge, was man nicht einmal einen Euphemismus nennen kann,



 
 
 

denn noch jedes bekannte Streben nach »nationaler Identität«
war immer und zuerst ein Kampfprogramm gegen innere und
äußere Feinde. Für Pluralität und Offenheit war darin so
viel Platz wie für Argumente in der Kriegspropaganda. Sich
der »nationalen Identität« zu versichern, lief immer auf die
rechtliche Zurücksetzung, die soziale Isolation, die Vertreibung
oder die Ausrottung der Anderen und Fremden hinaus. Die
Ausnahmen bestätigen nicht einmal die Regel, weil sie so selten
sind.

Martin Walser mag das Wort »nationale Identität« nicht, setzt
aber einen drauf, wenn er Nation mit Geschichte gleichsetzt:
»Ich könnte statt Nation auch einfach Geschichte sagen. Nation
ist Ausdruck des durch Geschichte Form und Wirklichkeit
Gewordenen. Gesellschaft genügt nicht. Gesellschaft ist etwas
international Vergleichsnotwendiges; aber in der Gesellschaft ist
zu wenig das Geschichtliche enthalten« (taz 11.9.1993). Walser
mag auch »Meinungen« nicht; sein Verständnis von Nation und
Geschichte zeugt eher von schlichter »Einfalt«.

Die Sehnsucht nach »kollektiver Identität« entsprang seit
Napoleons Kriegen, mit denen die Revolution zum Exportartikel
gemacht wurde, den Schlachtfeldern und Schützengräben. Die
Blutspur des Nationalismus ist die Matrize für den Hang
zu kollektiver Gefühligkeit: »Der Krieg ist unser Vater, er
hat uns gezeugt im glühenden Schoße der Kampfgräben als
ein neues Geschlecht« (Ernst Jünger). Ein Freicorps-Mann
beschrieb den Kern des Kults um Männer, »die ihre Sache



 
 
 

auf nichts gestellt haben« als »kollektive Identität« (Erich
Müller): »Denn das, was in uns, in uns allen aufblühte damals,
da wir, die Knarre in der Hand, durch Deutschland irrten,
das war nicht so ohne weiteres unser eigen Wesen, das war
durch mystische Mächte in uns hineingepflanzt, wir wirkten
nicht, es wirkte in uns« (Ernst von Salomon). »Kollektive
Identitäten« haben mit Aufklärung und Selbstbewusstsein nichts,
mit Feindabgrenzung und Gemeinschaftsträumen viel zu tun.
In der Jägersprache, die die wilhelminische Gesellschaft und
Carl Schmitts Begriff des Politischen als Unterscheidung von
Freund und Feind prägte, läuft Identitätsstiftung auf die
Landser-Weisheit hinaus: »den Feind schussrecht kommen
lassen« (Otto von Bismarck). Carl Schmitt hat den Feind
in seiner Demokratiekritik dingfest gemacht. 1933 nannte er
ihn beim Namen: »Der Andersdenkende, Andersempfindende
und Andersgeartete, das Andersdenken als solches«, das
als »Dialektik der Andersheit ... das völkische Empfinden«
untergräbt. Schmitt hat die Begriffe »Homogenität« und
»Identität« in die Staatsrechtslehre eingeführt und je nach
den Zeitläufen völkisch akzentuiert. Das Programm blieb:
Staatliche Gewalt sollte unberechenbare Demokratie zur
»Volksgemeinschaft« säubern. In der FAZ (9.3.1994) wachsen
heute daraus Identitäts- bzw. »Einheitssorgen« und deshalb
»nicht mehr Angst vor dem Staat, sondern um ihn«. Wacker.

Was könnte »kollektive« bzw. »nationale Identität« bedeuten?
Wo von ihr die Rede ist, bleibt alles finster. Wer stiftet sie



 
 
 

wem, wie und wozu? Niemand vermochte bislang darzutun, wie
das funktioniert, aber viele reden davon. Frei nach Nestroy:
Was keiner versteht, ist »kollektive Identität«. Wenn man weiß,
wie Nationen erfunden und konstruiert werden mussten, fällt
es nicht schwer, sich den Prozess vorzustellen, wie »kollektive
Identitäten« von den Schreibtischen der Ideologen und
Professoren in die Köpfe der Bürger gelangen. Viele gestehen das
indirekt ein, indem sie nicht von »nationaler Identität«, sondern
bescheiden von Vorstellungen in der Preislage »nationaler
Gefühle« reden. Unter den Gesichtspunkten von Redlichkeit und
Rationalität müsste das ausreichen, um das Thema »nationale
Identität« für erledigt zu halten, bis Substantielles vorliegt. Da
damit nicht zu rechnen ist und die Identitätswelle weiterrollt,
soll geprüft werden, ob und wie man sich unter »kollektiver
Identität« etwas Bestimmtes vorstellen kann.

Wird einer, der Goethe liest zum Secondhand-Goethe, zum
Frankfurter oder zum Sachsen-Weimarianer? Natürlich nicht.
Er wird literarisch beschlagen oder – vielleicht – erfreut und
ästhetisch gebildet. Wenn er will, kann er an dieser Bildung
bzw. in der Auseinandersetzung damit seine Ich-Identität zu
errichten versuchen. Gelingen wird dies aber nur, wenn er
seinen Bildungsprozess im Diskurs mit anderen anerkannt sieht.
Sonst beruht seine Identität auf Einbildung, die freilich robuste
Naturen ebenso stabilisiert wie ein schneller Schlitten. Selbst
wenn die Bevölkerung einer Stadt nur Goethe läse, würde
sie dadurch weder zu einem Verein von Goethes noch zu



 
 
 

Kollektiv-Frankfurtern oder Kollektiv-Sachsen-Weimarianern,
sondern bliebe eine Gruppe von Menschen, die ihre Ich-
Identitäten in unterschiedlicher Weise erarbeitet haben, Teile
davon mit der Lektüre von klassischer Literatur. Die Annahme,
dass Goethe allen post mortem eine gemeinsame Identität
vermittelt haben könnte, ist logisch inkonsistent und in ihren
praktischen Auswirkungen absurd. Wie viel Goethe auch immer
sie lesen mögen, die Unterschiede blieben in den Tausenden
von Ich-Identitäten größer als die – über Goethe vermittelten
– in etwa gleichen Meinungen und Überzeugungen. Denn w
i r haben keine Identität, die vielen Ich haben (vielleicht)
eine gebildet im großen Für-, Mit-, Auf- und Gegeneinander,
die man Familie, Freunde, Verein, Sport, Bildung, Betrieb
nennt. Ich-Identität entsteht primär in der Auseinandersetzung
mit benennbaren Subjekten bzw. existierenden Institutionen
und/ oder deren Vertretern. Ich-Identität beruht nicht auf
Zuschreibung, sondern auf eigener Leistung. Dieser Prozess
der Individuierung vollzieht sich nicht in »Einsamkeit und
Freiheit, ... sondern als sprachlich vermittelter Prozess der
Vergesellschaftung und der gleichzeitigen Konstituierung einer
ihrer selbst bewussten Lebensgeschichte« (Jürgen Habermas).
Sekundäre Wege der »Identitätsstiftung« durch Zuschreibungen
von oben und von außen bleiben, was sie sind – Palliativa
(darunter etliche kriminelle): »wir«-Gefühle direkt aus dem
Supermarkt, aus dem Secondhand-Shop oder bandenmäßig
präparierte Stimmungsmacher.



 
 
 

Herkunft und Vertriebswege »nationaler Identität« enthüllen
deren chimärischen Charakter schon dadurch, dass weit und
breit kein benennbares Subjekt oder eine existierende Institution
als Gegenüber der realen Menschen in Sicht ist – außer
»Trara, Fanfaren und Tschinellen« (Roman Herzog bei der
Amtseinführung am 1.7.1994, womit er seinem Vorgänger
heimleuchtete, der 1985 noch meinte, Erfurt, Dresden und
Rügen hätten »mehr mit unserer eigenen Identität zu tun als
so mancher Sonnenstrand am Mittelmeer«). Dass »kollektive
Identität« in einer eingebildeten Großformation wie der Nation
ihren Sitz habe, unterstellt ausgerechnet beim jungen Gebilde
Nation die fassweise Lagerung von »Identität«, die Bürgerinnen
und Bürger glasweise abzapfen können. »Identität« wird als
Ressource vorgestellt, deren Codierung ein sich selbst gleich
bleibendes Produkt in beliebiger Menge sicherstellen soll.
Dem widerspricht die simpelste Erfahrung: »Identität« muss
gemacht werden; die Umstände, unter denen Regierungen und
andere Agenturen es für nötig und richtig halten, »nationale
Identität« unters Volk zu bringen oder von ihm abzuverlangen,
sind so wechselhaft wie die Identitätsangebote selbst. Das
Identischste an der »nationalen Identität« ist ihre Unstetigkeit
und Beliebigkeit: Momentan ist der Ruf nach »nationaler
Identität« das Passepartout für Anpassung nach innen und
die Standarte bei der »Selbstvergewisserung nach außen« (B.
Seebacher-B.).

Es spricht alles dafür, dass es sich bei der »nationalen



 
 
 

Identität« wie bei jeder »kollektiven Identität« nicht um
eine quasi-natürliche Quelle handelt, sondern um ein situativ
herstellbares Mittel von Kurpfuschern, das jedem Zweck
anzudienen ist. Die Überlagerung von personaler durch
»nationale« Identität läuft immer auf eine Konditionierung
des Individuums für fremdbestimmte Zwecke hinaus. Es
ist schleierhaft, was dem Ich an Identität zuwachsen soll,
wenn es national angestrichen wird. Die Kollektivierung
von Ich-Identität zu »nationaler Identität« ersetzt doch
nur personale Identität durch Uniformen und Leihkostüme.
Die Gesellschaft wird zur Kaserne, auf deren Hof den
Bürgern der esprit de corps eingeimpft wird, oder zur
Maskerade, auf der alle mit dem gleichen Kostüm herumirren.
Mit weniger abgewirtschafteten Zwecken hausieren auch
Identitätsläden, die sich auf den Kommunitarismus bzw.
das Konzept der sogenannten »Zivilgesellschaft« berufen.
Die Vorstellung, moderne Gesellschaften sollten ritualisierte
»kollektive Identitäten« erhalten oder erzeugen wie ehedem
Räuberbanden und Regimenter, Clans und Stämme oder
Orden und Stände, setzt einen Bruch mit allem voraus,
was an universalistischen Rechtsprinzipien denkbar und
an demokratischen Traditionen wirklich geworden ist. Die
Behauptung »substantieller Unverzichtbarkeit« (Christoph
Görg) für die »kollektive«, speziell »nationale Identität« ist eine
Absage an die Moderne und ihren rechtlichen und ethischen
Universalismus.



 
 
 

Edmund Burke war einer der ersten, der dies klar erkannt hat
und an der alten Gesellschaft und ihrem ständisch-kollektiven
Modus der Identitätszurechnung festhalten wollte. Eine paradoxe
Pointe der Geschichte besteht darin, dass die Nachfahren
jener französischen Revolutionäre, denen Burke entgegentrat,
die Politiker in den vermeintlichen Nationalstaaten, aus einem
der diffusesten Konstrukte der Revolution – der modernen
Nation – »kollektive Identitäten« pressen wollten. Die nationale
Bewegung des letzten Jahrhunderts verband sich – entgegen der
Schulbuchlegenden – mit der demokratischen Selbstbefreiung
jeweils nur kurzfristig und punktuell; längerfristig versuchte
die nationale Bewegung überall, zu einem Modus traditionaler
Identitätszurechnung zurückzukehren: Im Namen der Nation
sollte die eben errungene Autonomie wieder kassiert werden.
Kaum hatten die Menschen selbständig gehen gelernt, verschrieb
ihnen »die« frisch erfundene Nation Krücken. Die angepriesenen
»nationalen Identitäten« erwiesen sich zwar bald als Projektionen
und Kinder der Not – wo sie sich nicht als Winkelzüge zur
Machterhaltung entlarvten –, aber ihrer Wirksamkeit hat dies
nicht geschadet.

Burke kritisierte die Französische Revolution nicht wegen
ihrer Exzesse, sondern an ihren Prinzipien. Ob mit der
Idee staatsbürgerlicher Gleichheit oder individueller Freiheit,
die Revolutionäre befinden sich nach Burke »im Krieg mit
der Natur«. In »die natürliche Ordnung der Dinge« sind
Individuen, politische Institutionen, Traditionen, Religion, Werte



 
 
 

und Normen fest eingebunden und aufeinander abgestimmt. In
solchen Gesellschaften erfolgt die Identitätsbildung kollektiv,
dauerhaft und von oben; es gibt eine institutionelle
Identitätsbestimmung durch rigide, im europäischen Raum
christlich-theologisch gerechtfertigte, ständisch begründete
Rollenzuteilung. Diese Rollenidentitäten stärken weniger das
Individuum als die Kontinuität, den Zusammenhalt und die
Stabilität korporativer Gebilde und des Ganzen. Dessen durch
Tradition und Herkommen, Formen und Normen, Stabilität und
Alter gesicherte Macht soll sich – religiös bekräftigt – in den
Köpfen der Untertanen als unantastbar und ewig festfressen.
Burke insistierte darauf, dass es nicht die Menschen sein dürften,
die ihre Geschichte machen: »Wenn die Bürger eines freien
Staates sich von allem Kitzel kurzsichtiger Begierden gereinigt
haben, welches ohne Religion schlechterdings nie geschehen
wird, wenn sie sich bewusst sind, dass sie eine Macht besitzen,
die nur so lange rechtmäßig bleibt, als sie mit den Gesetzen
einer ewigen unwandelbaren Ordnung, in welcher Wille und
Vernunft eins sind, zusammenstimmt, und dass sie vielleicht
ein höheres Glied in der geheimnisvollen Kette ausmachen, an
welcher diese Macht von einer Stufe zur anderen heruntergeleitet
wird, dann werden sie sich sorgfältig hüten, das Geringste davon
einer unwürdigen oder einer untauglichen Hand anzuvertrauen.«
Meint: Aufklärung und Revolution sind untauglich und
unwürdig. Semantisch (»higher link« bzw. »höheres Glied in
der geheimnisvollen Kette«) spielt Burke auf den Topos der



 
 
 

»great chain of beings« (Arthur O. Lovejoy 1933) an, um
jeden Spalt abzudichten, durch den Veränderungspotentiale
in das vorausbestimmte Verhältnis von Untertan und
Gesellschaft hätten eindringen können. Radikalisiert eines
der konstitutiven Elemente des Zusammenlebens (Untertanen,
politische Institutionen, Traditionen, Religion, Werte und
Normen) seine Ansprüche, beginnen für Burke je nachdem
allgemeines Chaos, monarchische Tyrannis oder Anarchie. Am
schlimmsten kommt es, wenn die Untertanen modern werden
und sich zum politischen Demos, zum Souverän machen: »Seit
der Aufhebung der Stände gibt es kein Grundgesetz, keinen
strengen Vertrag, keine hergebrachte Sitte mehr, die dieser
Versammlung Einhalt tun könnten.«

Es ist das Verdienst von Jürgen Habermas, anlässlich
der Verleihung des Hegel-Preises (1974) Licht in notorisch
trübe Vorstellungen gebracht zu haben. Er stellte sich die
Frage: »Können komplexe Gesellschaften eine vernünftige
Identität ausbilden?« Die alten Gesellschaften konnten zu
ihrer Stabilisierung und zur Integration ihrer Mitglieder
auf Traditionsbestände, Religionen, allgemein akzeptierte
Werte- und Normenkanons zurückgreifen. Damit vermochten
sie, den vielen Einzelnen einen fixen Status bzw. eine
Rollenidentität anzudienen. Mit der Universalisierung der
Ansprüche des Einzelnen im Namen von Freiheit, Gleichheit,
Menschen- und Bürgerrechten sind Rückgriffe auf traditionale
religiöse und politische Werte und Normen, die zwischen



 
 
 

Allgemeinem und Besonderem (vorab!) feste Vermittlungen und
institutionelle Sicherungen vorsehen, problematisch geworden.
Da egalitäre Rechte und Ansprüche des Subjekts rational
und verallgemeinerungsfähig nicht mehr zu bestreiten sind,
werden Positionen, von denen aus dies in religiöser oder
politischer Absicht trotzdem gefordert wird, zu reaktionären
Parteistandpunkten. Moderne Gesellschaften und die dazu
gehörenden Staaten können sich nicht mehr auf unstrittige,
allgemein akzeptierte traditionelle Werte, religiöse Bindungen
oder überkommene politische Normen berufen und diese
den Individuen als Status oder Rollenidentität einfach
überstülpen. Seit der Aufklärung sind diese Bindungen
und Normen subjektiver Überprüfung und Kritik ausgesetzt
und unterliegen den Kriterien von rationaler Begründbarkeit
und demokratischer Verallgemeinerungsfähigkeit – aber
nicht länger traditional begründeter, autoritativer Geltung.
Könige und Priester sind nicht mehr unter sich. Die
Untertanen und Laien spielen jetzt mit und verteidigen
ihre Rechte, nicht dynastische Herkunftslegenden, ethnische
Abstammungsgeschichten, »kollektive Identitäten« oder andere
Mythen: Rechtsstaat, Bürger- und Menschenrechte, Demokratie,
Verfassung zu verteidigen – im definitionsbedürftigen Extremfall
unter dem Einsatz des Lebens –, ist Bestandteil der Bürgerrechte
und -pflichten. Es gibt keine demokratisch akzeptable
Begründung dafür, der beliebig herzitierbaren »Nation« den
gleichen oder auch nur annähernd gleichen Status zuzusprechen



 
 
 

– aber jede Menge guter Gründe, endlich darauf zu verzichten.
Horaz’ Maxime, wonach es »süß und ehrenvoll« sei, »fürs
Vaterland zu sterben«, meinte im Übrigen mit »patria« eine
Rechtsgemeinschaft, nicht jenes dumpfe Gefühl, aus dem
moderne Nationen sprießen.

Ausgehend von einem filigran geknüpften Netz
kommunikationstheoretischer und entwicklungspsycholgischer
Kategorien, hat Habermas die historisch und gesellschaftlich
bedingten Formen der Identitätsbildung im Anschluss an G. H.
Mead untersucht. Er fasst »die Ich-Identität des Erwachsenen«
als »Fähigkeit, neue Identitäten aufzubauen und zugleich mit den
überwundenen zu integrieren, um sich und seine Interaktionen
zu einer unverwechselbaren Lebensgeschichte zu organisieren«;
und er benennt auch die normativen Implikationen einer so
begriffenen Identität: »nur eine universalistische Moral, die
allgemeine Normen (und verallgemeinerungsfähige Interessen)
als vernünftig auszeichnet, kann mit guten Gründen verteidigt
werden«, d. h. »nur der Begriff einer Ich-Identität, die
zugleich Freiheit und Individuierung des einzelnen in komplexen
Rollensystemen sichert, kann heute eine zustimmungsfähige
Orientierung für Bildungsprozesse abgeben.« Wenn man
Großgruppen mit diesen Ansprüchen konfrontiert, leuchtet
sofort ein, dass es niemals Gebilde gegeben hat, die den
universalistischen Normen auch nur halbwegs entsprochen haben
– am wenigsten herkunftsdefinierte »Nationen«. »Nationen«
können keine Basis für vernünftige »kollektive Identität«



 
 
 

abgeben, weil es jenseits des »plébiscit de tous les jours«
kein Verfahren gibt, um zu bestimmen, was eine Nation ist.
»Nationale Identitäten« sind deshalb projektive Wahnbilder, die
Großgruppen von sich selbst und anderen ausbilden, um in
deren Windschatten in jeder Hinsicht partikulare Interessen
durchzusetzen. Entwicklungspsychologisch handelt es sich um
pathologische Regressionsphänomene. Darin, was im Namen
kollektiver Wahnbilder faktisch passiert, unterscheiden sich
Großgruppen enorm, in der Strickart und Funktion ihrer
Projektionen überhaupt nicht. Als Handlungsnormen für die
Begründung politischer Ziele haben »kollektive Identitäten« eine
ebenso erbärmliche wie kriminelle Geschichte und keinerlei
rational begründbare und sozial verträgliche Zukunft.

Sozialwissenschaft, die sich ihre Realitäten aus Legosteinchen
zusammenbaut, ficht das wenig an. Ein Kolloquium über
»Konsensmuster und Formen nationaler Identität« verzichtete
der Einfachheit halber auf die erste Frage, ob es denn so
etwas wie »nationale Identität« überhaupt gebe. Das verwundert
nicht, erfährt man doch vom mittelhessischen Kleinmeister (und
Referenten) Bernhard Giesen Unerhörtes über den historischen
Frischling »Nation«: »Das, was eine Nationalität ausmacht,
liegt unverrückbar und unveränderbar fest – Geschichte und
Geburt, Kultur und Sprache lassen sich nicht im nachhinein
verändern.« Die Begründung dafür liest sich in der Gießener
Verballhornung von Wittgensteins letztem Satz – zu schweigen,
worüber man nicht sprechen könne – wie die Betriebsanleitung



 
 
 

für die diskursive Windmaschine: »Man weiß, was es (die
Nation, RW) ist, kann aber nicht darüber argumentieren« – aber
Bücher schreiben und Vorträge halten.

Postscriptum I (1998): »Die Identität«, sagte das Pferd
Das Ungemach mit dem Begriff »Identität der Nation« hat

bereits jener Schweizer Romancier vorausgesehen, der ihn zum
ersten Mal überhaupt gebrauchte. An neun Stellen taucht der
Begriff in der ersten Fassung von Gottfried Kellers »Der Grüne
Heinrich« von 1854/55 auf. Allein sieben Mal benutzt Keller
den Begriff in dem berühmten Kapitel (Buch IV, 7), in dem
Heinrich Lee seine Heimkehr im Traum vorwegnimmt. Heinrich
überquert hoch zu Ross eine überdachte »Prachtbrücke« aus
Marmor. An den Innenwänden der Brücke leuchten Fresken,
die »die ganze fortlaufende Geschichte und alle Tätigkeiten des
Landes« darstellen. Auf der Brücke bewegt sich »das lebendige
Volk«, und zwar so, dass es mit der »tüchtigen Verständlichkeit
und Gemeingenießbarkeit« der »alten Freskomalerei … eines
war.« Der träumende Heinrich hat sogar den Eindruck,
die Figuren träten aus den Bildern heraus und mischten
sich unter das Volk, mitten ins »lebendige Treiben«. Auf
»dieser wunderbar belebten Brücke« fließen »Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft« ineinander und werden »ein Ding«.
Auf Heinrichs Frage, »was dies für eine muntere und lustige
Sache« sei, antwortet das Pferd: »Dies nennt man die Identität
der Nation!«

Über die Frage, ob nun die Brücke, die Fresken, das Volk



 
 
 

oder alle drei zusammen »die Identität der Nation« bildeten,
können sich Heinrich und das Pferd nicht einigen. Das Pferd
ist der Meinung, wer die Frage beantworten könne, arbeite
»an der Identität selber mit« und erwerbe sich eben damit den
Anspruch, auf der Heldenwand abgebildet zu werden. Am Ende
des Disputs stellt das Pferd resignierend fest, dass sich »die Leute
auf dieser Brücke« zwar ursprünglich um »ihre Identität« mit
den gemalten Vorfahren und deren Heldentaten bemühten, sich
aber bald damit abfanden, dass nur »durch allerlei Gemünztes
zu erreichen und zu sichern« sei, was man im und zum Leben
brauche.

»Identität« wird also bei Keller gleich mehrfach ironisch
gebrochen: Sie ist ein Traumgebilde, von einem Pferd verkündet,
das zugeben muss, dass die »Identitätsherrlichkeit« an den
herrschenden Realitäten zu Schanden wird. Das »politische
Rendez-vous des Volkslebens« auf der Brücke ist nur schöner
Schein, der sich als kommerzieller Alltag entpuppt: Der bunte
Kreislauf des Lebens wird als Kapitalumlauf entlarvt.

Keller benützt das Bild der Brücke in einer zeitlichen
Perspektive als Verbindung der Vergangenheit und Zukunft
eines Volkes. Der Germanist Gerhard Kaiser unternahm den
Versuch, sie als »Identitätsbrücke der Nation« zu interpretieren.
Dieser Versuch umgeht den von Keller ausdrücklich erwähnten
Widerspruch, wonach die Brücke außerhalb des Traumes nicht
dreierlei zu gleich sein kann – zwei Ufer und deren Verbindung.
Aber auch das in zeitlicher Perspektive verwendete Bild von



 
 
 

der Brücke ist problematisch: Zwischen der Herkunft eines
Volkes aus dem Dunkel heroischer Geschichten und Legenden
und seiner prinzipiell uneinsehbaren Zukunft gibt es keine
gerade Verbindung, keine »Identitätsbrücke« vulgo »Nation«.
Das herbei geträumte Ideal der »Identitätsbrücke«, die das in der
gesellschaftlichen Realität durch unterschiedliche Interessen und
Mentalitäten gespaltene Volk vereinheitlichen soll, erweist sich
als Krücke zwischen Traum und Wirklichkeit. Die vermeintliche
Brücke hat keinen Ort in der Realität und führt nirgendwohin.

Postscriptum II (2011): Die Identität von Hängebrücken,
Leuten und Nationen

In der zweiten Fassung des Romans (1879/80) hat Keller den
Abschnitt umgeschrieben und politisch entschieden verschärft.
Aus der Brücke wurde eine »Hängebrücke« über »ein endloses
Meer von großen Baumwipfeln«. Von der Hängebrücke erfährt
man gar nicht, was sie verbindet. In der »dunklen Tiefe«
sieht Heinrich lediglich seine Mutter, die »eine kleine Herde
Silberfasanen« hütet, und er hört sie sagen: »Mein Sohn, mein
Sohn, wann kommt er bald, geht durch den Wald?« Danach
sieht sich Heinrich plötzlich auf einem Berg und blickt auf eine
Stadt, in der er Türme »von der fabelhaften Bauart« und schöne
Mädchen entdeckt. Sein Pferd, den »Goldfuchs neben mir«,
sieht Heinrich »einen halsbrecherischen Weg« hinuntersteigen
und plötzlich »fing das Pferd an zu sprechen«. Als Ross und
Reiter vor einer »mit zahlreichen Malereien« bedeckten Wand
stehen, auf der »Vergangenheit und Zukunft nur ein Ding«



 
 
 

zu sein scheinen, gerät Heinrich ins Grübeln. Er fragte den
Goldfuchs, so heißt sein Pferd, was das Gemälde bedeute, und
das Pferd antwortet: »Dies nennt man die nationale Identität
der Nation.« Und Heinrich erwidert dem Pferd: »Ei, du bist
ein sehr gelehrsamer Gaul! Der Hafer muss dich wirklich
stechen!« »Erinnere dich«, sagte der Goldfuchs darauf, »auf
wem Du reitest! Bin ich nicht aus Gold entstanden? Gold aber
ist Reichtum und Reichtum ist Einsicht.«

»Nun sage mir, du weiser Salomon, begann ich nach einer
Weile von neuem: »Heißt eigentlich die Brücke die Identität oder
die Leute, so darauf sind? Welches von beiden nennst du so?«

»Beide zusammen sind die Identität, sonst spräche man ja
nicht davon!«

»Der Nation?«
»Der Nation versteht sich!«
»Also ist die Brücke auch eine Nation?«
Auf den Selbstwiderspruch angesprochen, gesteht das Pferd:

»Wisse, wer diese heikle Frage zu beantworten und den
Widerspruch zu lösen versteht, der ist ein Meister und arbeitet an
der Identität selber mit. (…) Übrigens erinnere dich, dass ich nur
ein von dir geträumtes Pferd bin und also unser ganzes Gespräch
eine Ausgeburt und Grübelei deines eigenen Gehirns ist.«

Der Disput zwischen Heinrich und dem Goldfuchs endet
damit, dass Heinrich messerscharf schließt, dass »das Geheimnis
deiner ganzen Identitätsfrage das gemünzte Gold« ist, dass
»Gemünztes« also den Kern der nationalen Identität darstellt und



 
 
 

so »Privatsachen mit den öffentlichen Dingen« im Handstreich
»identisch« werden – freilich nur dort, wo der Pferdeverstand
herrscht.



 
 
 

 
3 »Nationale« Selbstbestimmung – der

Stimmungsmacher im Schlachthaus
 

Der Rekurs auf die Geschichte ist ein beliebtes Element bei
der Begründung von Rechtspositionen. Der Haken dabei: Der
Weg ist nach hinten hin offen und endet im Stockdunkeln, und
jedes alte Recht hat ein älteres hinter sich. Einfacher ist es
deshalb, durch Gewalt geschaffene Tatsachen nachträglich mit
juristischen Girlanden zu versehen. Auch dieses Verfahren hat
einen Nachteil. Es verbürgt keinerlei Dauer. Am vermeintlich
selbstverständlichen »nationalen« Selbstbestimmungsrecht ist
das nachvollziehbar.

Historiker, Juristen, Philosophen, Politiker und
Lexikographen sprachen im 19. Jahrhundert quer
durch das politische Spektrum nicht vom »nationalen
Selbstbestimmungsrecht« oder vom »Selbstbestimmungsrecht
der Völker« wie z. B. die UNO-Resolution Nr. 545
vom 5.2.1952, sondern vom »Nationalitätenprinzip.« Dieses
war mit einer Reihe von Sicherungen verbunden. Das
repräsentative »Deutsche Staatswörterbuch« von Bluntschli/
Brater zum Beispiel zählte drei Einschränkungen auf, von denen
jede das ebenso anachronistische wie oberflächliche Gerede
vom »nationalen Selbstbestimmungsrecht« oder vom genuinen
Zusammenhang von Nationen und Demokratie Lügen straft,



 
 
 

selbst wenn sich die konservativen Lexikographen ihrerseits
in haltlosen Annahmen über die »historische Rechtsordnung«
und die »naturgemäße Entwicklung« verstrickten: »1. Jede
Nation, welche eine ihr eigentümliche Staatsidee und zugleich
die Kraft und das Bedürfnis hat, dieselbe zu verwirklichen, ist
berechtigt, einen nationalen Staat zu bilden; aber sie ist bei
diesem Bestreben verpflichtet, die historische Rechtsordnung
insoweit zu respektieren, als dieselbe nicht ihre naturgemäße
Entwicklung widerrechtlich hindert. 2. Die Herstellung eines
nationalen Staates erfordert keineswegs die Vereinigung aller
nationalen Bestandteile zu einem Staatsganzen, sondern nur
ein so starkes Zusammenwirken nationaler Elemente, dass das
der Nation eigene Staatenbild zu sicherer und ausreichender
Erscheinung gelangt. 3. Die höchste Staatenbildung beschränkt
sich nicht auf eine einzelne Nationalität, sondern verbindet
verschiedene nationale Elemente zu einer gemeinsamen
menschlichen Ordnung.«1 Mit der letzten Einschränkung stellen
sich die Autoren, die man sich gerne in nationalen Kategorien
befangene Bildungsbürger des 19. Jahrhunderts vorstellt, als
jenen zeitgenössischen Politologen überlegen heraus, denen zum
Konkurs der Sowjetunion nichts Besseres einfällt als der Rat,
zur vermeintlich normalen nationalstaatlichen Territorialisierung
zurückzukehren. Der Rechtsphilosoph Friedrich Julius Stahl
war ebenso konservativ wie hellsichtig (eine Mischung von
intellektuellen Fähigkeiten, die den Konservativen des 20.
Jahrhunderts weitgehend abhanden gekommen ist), hielt »eine
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neue Konstituierung des europäischen Staatenbestandes nach den
Nationalitäten« schon 1856 für »unausführbar und chimärisch,
da die Nationalitäten auch in den Wohnsitzen nicht geschieden
bleiben ... und man so die eine nicht befreien kann, ohne
die andere zu unterdrücken.«2 Der Ruf nach vermeintlicher
nationalstaatlicher Normalität ist immer der Ruf nach einem
imaginären »Zurück«, weil es eine solche Homogenität, die
sich als Normalität drapiert, praktisch nirgendwo und niemals
gegeben hat; wo sie ansatzweise existiert hat, aber längst
anachronistisch geworden ist, wäre Homogenität nur mit
grenzenloser Gewalt wiederherstellbar. Weil es den Ideen von
Homogenität, Reinheit und Einheit immer und überall an
Realität gebrach, verbanden sie sich je nach den Umständen
mit Religion, Rasse oder Nationalität und gewannen so bereits
zu Beginn der nationalen Bewegung alle Charakteristika der
pathologischen Wunschvorstellung, das Fremde und Andere
zu assimilieren, zu vertreiben oder zu schlachten: »Jedes
gereinigte und geeinte Volk verehrt den Walteschöpfer und
Einheitsschaffer als Heiland und hat Vergebung für alle seine
Sünden.«3 (»Walte« ist ein Synonym für »Herrschaft«.)

Die Wissenschaftler und Politiker des vorigen Jahrhunderts
wussten also genau, warum sie nicht vom »nationalen
Selbstbestimmungsrecht« oder vom »Selbstbestimmungsrecht
der Völker« sprachen. Sie hatten eine durchaus
realistische Vorstellung davon, was passieren kann,
wenn man Individuen, Gruppen oder gar pauschal
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dem Volk ein »Selbstbestimmungsrecht« einräumt. Mit
»Nationalitäten« meinte das 19. Jahrhundert im Wesentlichen
existierende Staaten; diese hatten Rechte, nicht das Volk.4
Weder Konservative noch bürgerliche Republikaner oder
bürgerliche Demokraten wollten das Volk bestimmen
lassen. Volksherrschaft hieß schlicht »Pöbelherrschaft«, unter
Gelehrten »Ochlokratie«. Den Bürgern des 19. Jahrhunderts
waren die Revolutionen von 1789, 1830 und 1848 sowie
zahlreiche kleinere Aufstände noch zu lebendig in Erinnerung,
als dass sie dem Volk irgendwelche Selbstbestimmungsrechte
einräumen wollten. Im fachphilosophischen Jargon mochte
der Kantische Begriff »Autonomie« bzw. »Selbstbestimmung«
angehen, in der Politik hing ihm der Ludergeruch der Revolution
und der »classes dangereuses« an. Außerhalb der gerade
nicht national kostümierten Theorien des Anarchismus und
des Sozialismus hatten Begriffe wie »Selbstbestimmung«,
»Emanzipation« und »Autonomie« deshalb geringe Bedeutung
und keinerlei gesichertes theoretisches oder politisches
Heimatrecht (von ihrer Eignung für nationalistische Rituale
träumte noch nicht einmal jemand).

Als der amerikanische Präsident Woodrow Wilson seine vage
Vorstellung vom Recht auf »nationale« Selbstbestimmung gegen
Ende des Ersten Weltkrieges in Umlauf brachte, warnte ihn
sein Außenminister Robert Lansing vergeblich davor, solches
»Dynamit« als friedensstiftendes Hausmittelchen feilzubieten:
»Ich fürchte, dass es tausende und abertausende Leben kosten

#ulink_08af857c-294e-5966-a666-e12111771355


 
 
 

wird.« Das Mittel löst keine Konflikte, sondern verschärft
bestehende und schafft laufend neue.

Die Prognose kann an einem Beispiel überprüft werden.
Eine völkerrechtliche Dissertation von 1939 und ein politischer
Kommentar aus dem Jahr 1993 machen aus Serbien mit dem
begrifflichen Joker »nationale« Selbstbestimmung gleich beides
– einen »Nationalstaat« und einen »in der Luft hängenden«
Unstaat. Die Dissertation fasst als Ergebnis zusammen: »Wie
sich aus dem historischen Teil ergibt, lief der jahrhundertelange
Kampf der jugoslawischen Stämme um ihre nationale Einheit
in dem Dezemberakt aus. Die politische Forderung des
jugoslawischen Volkes, in einem einzigen nationalen Staat
vereinigt zu werden, die ähnlich wie die deutsche und italienische
Forderung nach völkischer Einheit ihre Legitimation in dem
Recht auf nationale Selbstbestimmung fand, wurde mit der
Einverleibung Montenegros und der jugoslawischen Gebiete der
früheren Donaumonarchie in Serbien, d. h. mit der Ausdehnung
des serbischen Herrschaftswillens auf diese Gebiete erfüllt.
Vollstrecker dieses nationalen Wunsches des jugoslawischen
Volkes war Serbien. Damit war Jugoslawien, d. h. das
um diese Gebiete vergrößerte Serbien de facto geschaffen.
Diese historisch-politische Tatsache, die eine Veränderung des
Gebietsstatus der europäischen Völkerrechtsgemeinschaft zur
Folge hatte, fand ihr endgültiges de-iure-Gepräge ... in einer
Reihe völkerrechtlicher Dokumente und Verträge ... Jugoslawien
ist mit Serbien völkerrechtlich identisch.«6 Den Sack zu, de facto
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und de iure ist alles in Butter! Akademisch gab es für diesen
Dissertations-Ertrag bei Carl Schmitt und Viktor Bruns 1939
einen Berliner doctor iuris utriusque für den nicht an prominenter
Stelle in die Geschichte eingegangen Karl Schilling.

Eine große deutsche Zeitung hält sich einen Berufskroaten,
um propagandistisch umzudrehen, was gestern noch
akademische Weihen erhielt: »Das vergangene Jugoslawien
hing in seiner Existenz daran, dass seine Teilrepubliken
zusammenblieben. Verließen einige die (Zwangs-)Föderation,
konnte es kein Jugoslawien mehr geben. Der weitaus größte Teil
dessen, was übrigblieb, ist Serbien ... Was heute vom Belgrader
Regime Milosevic beherrscht wird, ist nicht Rest-Jugoslawien,
sondern das völkerrechtlich in der Luft hängende Serbien«7.
Soweit das Programm für die nächste völkerrechtliche
Dissertation, die aus der alten Gleichung Serbien = Jugoslawien
problemlos den Unstaat Serbien herausdestillieren wird – im
Namen des Rechts.

Solange man mit Begriffen hantiert wie mit Plastikjetons,
kann das Spiel beliebig lange hin- und hergehen. Für
die Trümmer aus dem zerfallenden Jugoslawien klagte ein
großer Teil der Presse frühzeitig und ganz selbstverständlich
die »nationale« Anerkennung ein, als ob Nationalitäten
unterscheidbar wären wie Birnen und Äpfel. Der zentrale
Terminus ist ein wahrer Kobold: das national bzw.
ethnisch gefasste »Recht auf Selbstbestimmung«. Alle drei
Komponenten des »nationalen« Selbstbestimmungsrechts –
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Nation, Selbstbestimmung und Recht – werden mindestens
doppel- bzw. mehrdeutig (und damit ebenso unbrauchbar
wie illusorisch), wenn das Selbst, das angeblich bestimmt,
gleichzeitig national und rechtlich verfasst sein soll. Wird die
Nation ethnisch bestimmt, gerät universalistisches Recht zur
juristischen Fiktion innerhalb willkürlich festgelegter ethnischer
Ab- und Ausgrenzungen. Das Fremde und das Andere erhalten
einen minderen oder gar keinen Rechtsstatus. Hält man sich
dagegen an Recht, das diesen Namen verdient, muss man
alle Hoffnung auf Fremdes ausgrenzenden Nationalitätenzauber
ebenso fahren lassen wie Identitätsstifterei durch rechtliche
Privilegierung einer zur Nation deklarierten Gruppe.

Dagegen bejaht der Philosoph Rüdiger Bubner die Frage
»Brauchen wir einen Begriff Nation?« und versucht in gut
hegelianischer Manier, »die Notwendigkeit eines Begriffs der
Nation«8 – gegen die Tatsachen und umso schlimmer für diese
darzutun. Das gelingt ihm nur mit einer ebenso grotesken
wie unhistorischen Gleichsetzung von Staat und Nation sowie
auf Kosten eines argumentativen Tricks, den seine Branche
eine petitio principii nennt. Nämlich etwas »schlichtweg
zu unterstellen, um dessen Gültigkeit« es gerade geht.
Bubners großkalibrige Behauptung (»der Nationalstaat ist eine
bestimmte Allgemeinheit in Gestalt konstitutionell begründeter
Rechtsordnung, die sich mit einem besonderen Profil einer auf
Grund ihrer Geschichte unterscheidbaren Nation vermittelt«)
zerschellt an den tatsächlichen Formationsprozessen von
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Staaten, und die vermeintliche »Rechtsordnung vermittelt« sich
historisch und in der Gegenwart mit der »Nation« vornehmlich
mit dem betörenden Charme einer wilden Metzelei an der
»Schlachtbank«, wie die Geschichte bei Hegel einmal genannt
wird. Bubners hilflosem Versuch, »das historisch greifbare
Selbst« als Substrat von »Selbstbestimmung« ausgerechnet im
Konstrukt Nation anzusiedeln, ergeht es wie dem »historischen
Recht«: der regressus ad infinitum ist so unvermeidlich wie
der salto mortale in die Operettenwelt geschichtsphilosophischer
Spekulation. Solcher Begriffsturnerei pfiff Ernest Renan schon
1871 die Melodie vor: »Lothringen hat einmal zum deutschen
Reich gehört, darüber besteht kein Zweifel. Fast überall, wo
die hitzigen deutschen Patrioten sich auf ein altes germanisches
Recht berufen, können wir ein noch älteres keltisches belegen,
und vor den Kelten lebten dort, wie man sagt, die Allophylen,
die Finnen, die Lappen; und vor den Lappen waren es
Höhlenmenschen und vor den Höhlenmenschen die Orang-
Utans. Für eine solche Geschichtsphilosophie gibt es als ein
dingliches Recht in der Welt nur das Recht der Orang-Utans, die
ungerechterweise von der bösen Zivilisation vertrieben worden
sind.«9

Gegenüber den älteren und jüngeren Begriffsakrobaten, die
national definierte Selbstbestimmung für etwas Besseres als eine
verkappte Menschenfresser-Parole halten, gilt es festzuhalten:
Es gab niemals ein allgemein akzeptiertes und akzeptables
Verfahren für die Bestimmung dessen, was eine »Nation« ist. Es
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gab und gibt keine konsensfähige Theorie und Praxis, wie und
von wem das »Selbstbestimmungsrecht« der »Nation« legitim in
Anspruch genommen bzw. durchgesetzt werden soll. Und weil
für beides auf absehbare Zeit keine Lösung in Sicht ist, läuft das
famose Recht auf »nationale« Selbstbestimmung schnurstracks
auf die Gleichsetzung von Recht und Gewalt um der ethnischen
Territorialisierung willen hinaus.

Der grauenhafte Bürgerkrieg auf dem Balkan hat viele
Facetten. Ob wenigstens die nicht direkt Beteiligten etwas
lernen können? Geschichte und Gegenwart lehren von sich
aus längst niemanden mehr irgendetwas. Vielmehr tönt aus
ihnen nur zurück, wie und was man hineinruft. Es käme
darauf an, mit kritisch überprüften, rationalen Kategorien
zu operieren, statt mit billigen Schlagwörtern. Die Chancen
dafür stehen wieder einmal herzlich schlecht, solange der
süßliche Duft der sinnlosgesinnungsstark auf den nationalen
Altären Geopferten die Wahrnehmung auch hierzulande
trübt.10 Auf dem Balkan kann jedes Volk an einem Ort
die Mehrheit bilden und bereits im Nachbarort eine von
diversen Minderheiten darstellen. Mit der Unterwerfung des
vielfältigen lokalen und regionalen Zusammenlebens unter den
Primat des Nationalen und Nationalstaatlichen wurden die
Konflikte auf dem Balkan dramatischer und unlösbarer als
je zuvor. Die übergestülpten nationalen Ordnungsrezepte der
deutschen und europäischen Anerkennungspolitik bereiteten
dem nationalistischen Populismus und der vulgär-völkischen
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Demagogie den Weg als Herrschaftsinstrumente. Was
momentan geschieht, hat deshalb weitgehend den Charme des
Déjà-vu.

Anmerkungen
1 Johann Caspar Bluntschli: Art. Nation und Volk,

Nationalitätenprinzip, Deutsches Staatswörterbuch, hg. v. J. C.
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erst nach 1789 in den Vordergrund; vgl. J .u. W. Grimm,
Deutsches Wörterbuch, Bd. 12/1 (1951), 468: »Infolge der hier
notwendigerweise entstehenden Kämpfe erhielt ›Volk‹ den Klang
eines politischen Parteiworts; es umschloss gewissermaßen
die Forderung der Demokratie, die Vertreter einer starken
Monarchie liebten es nicht und verwandten für die Gesamtheit
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den mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Quellen dagegen
hat »populus/Volk« ständisch-rechtliche Konnotationen und
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meint immer eine privilegierte Minderheit im Gegensatz zum
sozial-schichtenspezifischen Begriff »vulgus/Pöbel«, womit der
rechtlich benachteiligte bzw. rechtlose »große Haufe« oder der
»gemeine Mann« bezeichnet wird. Die Diagnose bei Grimm
erweist im Übrigen alle älteren, neuerdings wieder modischen
Versuche, Nation, Nationalstaat und Nationalismus genuine und
dauerhafte Verbindungen zu Demokratie und Demokratisierung
anzudichten, als anachronistisch und spekulativ.

5 Interview, Frankfurter Run dschau vom 12.9.1992.
6 K. Schilling: Ist das Königreich Jugoslawien mit dem

früheren Serbien völkerrechtlich identisch? Iur. Diss., Berlin/
Dresden 1939, 167.

7 J. G. Reißmüller, FAZ vom 2.7.1993.
8 R. Bubner: Staat und Weltstaat, NZZ vom 5.7.1991. –

Bei der Beschäftigung mit Nation schleudern auch luzidere
Köpfe aus der Kurve. Christian Meier gab zu Protokoll (NZZ
vom 30.7.1993): »Ich persönlich kann ohne Nation ganz gut
auskommen, doch ich denke, dass es gut wäre, wenn auch die
Deutschen eine möglichst normale Nation sein (oder werden)
könnten.« Und direkt daran anschließend stellt der Historiker
fest: »Die ganze Welt besteht ja aus Nationen.« Das stimmt
natürlich wörtlich nicht einmal für die letzten 200 Jahre.
Irgendwie scheint Meier geahnt zu haben, dass er sich auf
glatter Bahn bewegt, schwankt er doch erheblich: Was er selbst
»nicht braucht«, doch anderen andient, und was im zweiten Satz
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angeblich weltweit »besteht«, »könnte« im ersten noch »sein
(oder werden)«. Das Gerede über »Nationen« ist allein deshalb
eine Zumutung, weil es einem mit so viel Konfusion präsentiert
wird.

9 E. Renan an D. F. Strauß, 15.9.1871, abgedruckt in: D. de
Rougemont, Europa, Vom Mythos zur Wirklichkeit, München
1962, 282.

10 Für die Rechtfertigung unentbehrlich sind dabei
die reinen Gesinnungsbegriffe »Verantwortung« und
»Verantwortungsethik«, vgl. den Text I, 1 im zweiten Band.
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4 »Zivilisation« – ein

Rettungsring mit Löchern
 

In Zeiten wachsender Ratlosigkeit haben alte Rezepte
Konjunktur. Das muss nicht immer falsch sein. Manchmal
ist es sogar nötig und hilfreich, an vergessene Ratschläge
zu erinnern. In jüngster Zeit wird immer häufiger »die«
Zivilisation, »unsere« Zivilisation oder gar »die westliche«
Zivilisation ins Spiel gebracht, wenn massive Formen von
Gewaltanwendung Gefühle von Rat- und Orientierungslosigkeit
hervorrufen. Zunächst will man mit Hinweisen auf »Zivilisation«
und »zivilisatorische Minimalstandards« erklären, worin die
Abweichung vom »rechten Weg« besteht, und danach dienen
die erhabenen Chiffren als Rettungsringe, um von der Realität
mit ihrem ganzen Chaos und Elend wegzuschwimmen. Den
vorläufigen Tiefpunkt erreichte die Debatte, als im Zuge
des Golfkrieges einige Normen zu »westlichen« Werten
fundamentalistisch aufgemotzt und deren rationale Kritik als
»Antiamerikanismus« denunziert wurde – in der Tradition
von McCarthy & Co. Weder zur Erklärung noch zum
Wegschwimmen hat der Begriff »Zivilisation« je getaugt – und
zwar aus sachlichen und begriffsgeschichtlichen Gründen.

Sachlich scheitert jede Berufung auf eine positiv verstandene
Zivilisation daran, dass Zivilisation und Barbarei in jeder



 
 
 

geschichtlichen Epoche auf historisch zu bestimmende Art
zusammengehören. Noch jede bisherige zivilisatorische Stufe
hat ihren barbarischen Hinterhof und ist ohne diesen nicht zu
begreifen. Vielleicht käme heute sogar Hermann Lübbe ins
Stottern, wenn er seinen gerade mal zehn Jahre alten Satz
wiederholen müsste: »Die Durchsetzungskraft unserer durch
Wissenschaft und Technik geprägten Zivilisation beruht in
letzter Instanz auf der Evidenz der Zustimmungsfähigkeit, ja
Zustimmungspflichtigkeit der Lebensvorzüge, die, zunächst als
Verheißung und schließlich als Realität, von Anfang an mit
den Fortschritten dieser Zivilisation sich verband.« Wer sich
am vermeintlich oder tatsächlich Positiven »der« Zivilisation
festhalten will, um sich und andere aus den chaotischen und
barbarischen Verhältnissen heraus ans sichere Ufer zu retten,
vergisst, woraus das vermeintlich Rettende auch besteht –
aus demselben gesellschaftlichen Stoff. Indem wir »unsere«
zivilisatorischen Standards hochhalten, sichern wir (vielleicht)
unsere Sicherheit, unser Leben und unser Überleben. Niemand
wird behaupten, dass wir die Kosten dafür heute vollständig
entrichteten oder je entrichtet hätten. Die ungedeckten Kosten
zur Aufrechterhaltung »unserer« zivilisatorischen Standards
verlängern alte barbarische Zustände oder lassen neue entstehen
– hier und anderswo. Man kann das – ohne ins Detail
zu gehen – an der alten europäischen Kolonialgeschichte
(oder an neudeutscher »Standortpolitik«) nachvollziehen. Die
Auswirkungen der ungeheuren zivilisatorischen Fortschritte



 
 
 

des englischen Mutterlandes zur Zeit der ersten industriellen
Revolution waren und sind in Indien zu besichtigen. Noch jeder
bisherige zivilisatorische Fortschritt glich »jenem scheußlichen
heidnischen Götzen, ... der den Nektar nur aus den
Gehirnschalen Erschlagener trinken wollte« (Karl Marx).

Der Verlust von »zivilisatorischen Standards« wird in
jüngster Zeit auf drei Ebenen als Ursache diskutiert:
hinsichtlich der grausamen Kriege und Bürgerkriege auf
der ganzen Welt und der schon alltäglichen Brutalität in
den Armenhäusern auf der südlichen Hemisphäre, vor allem
aber im Falle des erbarmungslosen Bürgerkriegs auf dem
Balkan; in Bezug auf Verluderung, Verwahrlosung und Gewalt
in den hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaften des
Nordens, wenn männliche Jugendliche gegenüber Fremden und
Flüchtlingen scheinbar wahllos zuschlagen oder deren Häuser
anzünden; und schließlich in einem ganz allgemeinen Sinne
immer dann, wenn unfassbare Verbrechen bekannt werden.

Serben, Kroaten und bosnischen Muslimen vorzuwerfen, sie
verrieten oder verleugneten in ihrer gegenseitigen Schlächterei
– mit durchaus unterschiedlicher Intensität und Effizienz an
den verschiedenen Bürgerkriegsfronten – »die europäische
Zivilisation« ist ebenso trivial wie der gleiche Vorwurf an die
ohnmächtigen europäischen Fernsehzuschauer. Die Erklärung
von grenzenloser Verwahrlosung und Gewalt in Bürgerkriegen
als Abweichung oder Abfall vom »Stand der Zivilisation« ist
untauglich. Es handelt sich dabei nicht um die Abweichung



 
 
 

oder das Abfallen von »der« Zivilisation, sondern um deren
historisch, wirtschaftlich, politisch und sozial bestimmte
Rück- oder Schattenseiten. Der Glaube, der »zivilisatorische
Standard« bestimme das Verhalten von Einzelnen, Gruppen und
Institutionen ist angesichts von Bürgerkriegen nicht mehr naiv,
sondern zynisch gegenüber unschuldigen Opfern kalkulierter
und interessegesteuerter Gewalt.

Eine pfiffige Variante des Rekurses auf »die«
Zivilisation präsentierte 1993 der amerikanische Politologe
Samuel P. Huntington. Nachdem der Osten und dessen
Herrschaftsideologie zusammengebrochen sind, sieht er die
nächsten Konflikte entlang der Grenzen der »Kulturen« und
»Zivilisationen« ausbrechen (The Clash of Civilizations –
Der Zusammenprall der Kulturen). Die erste »zivilisatorische«
Tat Huntingtons besteht darin, dass er sich im Schutz einer
billigen Polemik gegen den »Menschenrechtsimperialismus«
von universalistischen Normen verabschiedet, um die
Abschottung der eigenen »Kultur« legitimieren zu können.
Begriffsgeschichtlich dokumentiert er seine Vernagelung
dadurch, dass er auf den weit gefassten angelsächsischen
Zivilisationsbegriff verzichtet und stattdessen auf »culture«
setzt – im Amerikanischen allemal nur ein Synonym für den
»American way of life«. Insofern steht die deutsche Übersetzung
des Aufsatzes den wahren Absichten des Autors näher als
das Original und entlarvt dessen Chauvinismus. Was der
»westlichen« Besitzstandswahrung dient, kommt gerade recht, so



 
 
 

auch ein paar frisch angestrichene geopolitische Ladenhüter: Der
Brennpunkt künftiger Konflikte liege, so Huntington, »zwischen
dem Westen und mehreren islamisch-konfuzianischen Staaten«,
denn »der Westen ist westlich und modern«. In jeder Hinsicht
ein weites Feld.

Besonders beliebt ist neuerdings die Schuldzuweisung für den
»zivilisatorischen« Verfall an lasche Lehrerinnen und Lehrer
sowie an deren emanzipatorische Erziehungsmethoden. Falls
die Geltung »zivilisatorischer Standards« allein oder auch nur
primär vom Tun oder Nichttun des Schulpersonals abhängen
sollte – wie die Schuldzuweisung unterstellt –, sollte man
den Zivilisationsladen lieber gleich dichtmachen. Garantie für
»zivilisatorische Standards« – das schafft kein Schulsystem;
zum Glück übrigens, sonst hätte die Demokratisierung nach
1945 wenig Chancen gehabt, denn das damals angeblich
mit der »Zivilisierung« betraute Lehrpersonal kam direkt
aus dem Krieg und blieb noch sehr lange im Amt.
Statt bei jeder passenden und unpassenden Gelegenheit
larmoyant den Verlust »zivilisatorischer Standards« zu beklagen,
ohne jede Reflexion darauf, was »Zivilisation« bedeutet,
käme es darauf an zu untersuchen, wie die empörenden
gesellschaftlichen Realitäten historisch, politisch, wirtschaftlich
und sozialpsychologisch mit dem vermeintlich rundum
Akzeptablen und Positiven zusammenhängen. Die sonntägliche
Beschwörung »zivilisatorischer Standards« verschleiert nur, was
jede historisch bestimmte Art zu leben und zu arbeiten, zu



 
 
 

regieren und regiert zu werden an Hässlichem und Alltäglichem
hervorbringt. Das ist Teil und Moment des widersprüchlichen
Ganzen und lässt sich nicht anachronistisch verrechnen mit
irgendwelchen »zivilisatorischen«, »westlichen« oder wie auch
immer beschworenen Kassenbeständen oder Überschüssen
aus besseren Tagen, im Jargon »Werten«. Als Horkheimer
in wahrlich finsterer Zeit (1944/45) vom »Zusammenbruch
dieser Zivilisation« und etwas ungeschützt von »Werten«,
die »zu neuem Leben« gebracht werden müssten, sprach,
notierte Adorno am Rand des Textes: »Vorsicht, klingt zu
kulturkonservativ. Sagen, dass die Werte bewahrt werden,
wenn man sie nicht bewahrt, sondern weitertreibt.« Die
Vorstellung einer universalgeschichtlich aufsteigenden Linie
»der« Zivilisation ist nicht falsch, aber einseitig, denn solch
aufsteigender Fortschritt betrifft nicht »die« Zivilisation,
sondern vor allem jene Bereiche, in denen sich starke
Interessen mit Macht und Herrschaft verschwistern: »Keine
Universalgeschichte führt vom Wilden zur Humanität, sehr
wohl eine von der Steinschleuder zur Megabombe« (Th. W.
Adorno). Mit anderen Worten: Was Menschen sind, was aus
ihnen geworden ist und weiterhin wird, bleibt ziemlich ungewiss
und vielfältig verflochten mit dem geschichtlichen Prozess,
d. h. dem Auf und Ab von Kontinuität und Diskontinuität,
Entwicklung und Stagnation, Zivilisierung und Barbarisierung.
Unbestreitbar ist jedoch der massive technologische Fortschritt
in der Welt der Mittel; diese werden mehr und perfekter und dies



 
 
 

in jeder Hinsicht. Jene Menschen und Institutionen, die mit Hilfe
dieser Mittel Macht, Herrschaft und Gewalt verwalten, kriegen
immer ungeheuerlichere und unberechenbarere Arsenale in die
Hand. Und die Zwecke, denen diese Mittel zu Diensten stehen,
tragen immer neue Verkleidungen. Mit einem lupenreinen
Gesinnungsbegriff von »Verantwortung« wird versucht, der
(vielleicht!) berechtigten und angemessenen militärischen
Intervention ein zivilisatorisches Motivkostüm umzubinden. Die
Welt der Herrschafts- und Gewaltmittel hat sich teilweise
verselbständigt und kann jenen, die über sie legal verfügen,
jederzeit ganz oder teilweise über den Kopf wachsen oder sie
zu hilflosen Zauberlehrlingen und Marionetten machen. Greifen
jedoch Einzelne zur Gewalt und verüben entsetzliche Taten, sieht
der common sense immer schon »die« Zivilisation untergehen,
so als ob das schlechthin Böse als eine Art Heimsuchung von
außen in eine sonst friedliche Gesellschaft eingedrungen wäre.
In dem Moment, in dem sich Siebzehnjährige bewaffnen oder
von interessierten Bürgerkriegshäuptlingen bewaffnet werden,
stellen sich viele und komplexe Fragen, aber nicht die simple
und simplifizierende nach dem Verbleib »zivilisatorischer
Standards«. Genauso wenig, wenn zwei zehnjährige Buben ein
dreijähriges Kind eineinhalb Stunden durch Liverpool schleppen
und dann ermorden: »Vielleicht sagt der scheinheilige Aufschrei
über den Kindsmord mehr aus über das Land als über die
Tat« (Reiner Luyken, DIE ZEIT 3.12.93).

Auf allen drei Ebenen werden »Zivilisation« und »Barbarei«



 
 
 

entknotet und einzelnen bzw. Gruppen zugeordnet statt in ihrem
gesellschaftlich und historisch bestimmten Zusammenhang
gesehen. Diese tagespolitische Debatte durchzieht auch eine
wissenschaftliche Auseinandersetzung darüber, ob es einen
»Prozess der Zivilisation« überhaupt gebe, oder ob man das
Ganze als »Mythos« abtun könne.

Welche Konfusion die pauschale Berufung auf »Zivilisation«
und »zivilisatorische Standards« oder die Unterstellung eines
mehr oder weniger linearen »Prozesses der Zivilisation«
hervorruft, lässt sich an der Kontroverse um die Bücher
von Norbert Elias und Hans Peter Duerr zeigen. Elias
begreift »zivilisiertes Verhalten« als Resultat historisch
permanent zunehmender Affektkontrolle der Menschen. Diese
Selbstkontrolle ist verbunden mit einer Privatisierung bzw.
Intimisierung körperlicher Funktionen. Begleitet wird dieser
»Prozess der Zivilisation« zunächst mit der Konzentration, dann
mit der Monopolisierung der Gewalt in staatlicher Hand. Gewalt
wird durchorganisiert und arbeitsteilig verschiedenen Trägern
übergeben. »Man kann die Zivilisation des Verhaltens und
den entsprechenden Umbau des menschlichen Bewusstseins-
und Triebhaushalts nicht verstehen, ohne den Prozess der
Staatenbildung und darin jene fortschreitende Zentralisierung
der Gesellschaft zu verfolgen« (Norbert Elias). Ohne
Zweifel beruhigt die staatliche Konzentration der Gewalt
– unter bestimmten Bedingungen – das gesellschaftliche
Gewaltgeschehen. Überzogen ist jedoch die Vermutung,



 
 
 

der Prozess der Institutionalisierung der Gewalt und
die Verwandlung von Fremd- in Selbstzwang durch die
Verinnerlichung »zivilisatorischer« Normen laufe immer
und automatisch auf eine Rationalisierung der Gewalt
hinaus. Rationalisierung verstanden in dem Doppelsinne
von Beschränkung und vernunftgeleiteter Anwendung der
Gewalt. Die Institutionalisierung von Gewalt, so viel lehrt
ein rascher Blick auf die Geschichte allemal noch, kann
die Gewaltanwendung berechenbarer, rationaler in ihrer Ziel-
Mittel-Relation und gerechter machen. Haltbare Garantien
dafür gibt es aber noch nicht sehr lange und längst
nicht überall. Was die im einzelnen Menschen verankerten
»zivilisatorischen Standards« dazu beitragen, ist weitgehend
ungeklärt. Empirisch erwiesen ist jedoch, dass jene Standards
nachhaltigem wirtschaftlichem Druck und andauernder
sozialer Not nicht lange standhalten. Ganz zu schweigen
vom förmlichen Verschwinden jeglicher »zivilisatorischer
Standards«, wenn marodierende Männerbanden unter staatlicher
Aufsicht Bürgerkriege ausfechten. Aber auch die Haltbarkeit
rechtsstaatlicher Begrenzung der Gewalt steht nirgends ein für
allemal fest; dass staatliche Gewalt berechenbar, rational und
neutral eingesetzt wird von den sie verwaltenden Institutionen,
ist jedenfalls auch in demokratischen Rechtsstaaten kein
Naturgesetz.

Das hängt mit der Begründung von Staatsmacht zusammen.
Viel eher als in der Form von Vertragsabschlüssen oder



 
 
 

anderen konsensualen Verfahren ist die Begründung von
Staaten historisch wie aktuell als organisiertes Verbrechen
darstellbar (einen matten Abglanz davon enthält das Wort
»Vereinigungskriminalität«). Der New Yorker Historiker
Charles Tilly hat solche komplizierten Prozesse 1985 unter
dem Titel »War Making and State Making as Organized
Crime« (»Kriegführung und Staatsbildung als organisiertes
Verbrechen«) beschrieben. Aus der Fülle des Materials
greife ich nur ein Beispiel heraus. Die venezianische
Regierung erpresste von ihren eigenen Kaufleuten Schutzgelder
in einer Weise, die nicht zu unterscheiden ist von der
Schutzgelderpressung gewöhnlicher Krimineller; die Regierung
installierte sich während Jahrhunderten förmlich als Sicherheits-
und Schutzverkäufer – mit entsprechenden Provisionen. Freilich
schlachtete man die Kuh nicht, von deren Milch man lebte
und sorgte mit militärischen und politischen Attacken auf den
Konkurrenten – allen voran Genua – dafür, dass auch dort
die Schutz- und Sicherheitskosten anstiegen. Die heimischen
venezianischen Kaufleute sollten ja konkurrenzfähig bleiben. In
dem Maße, wie sich das Sicherheits- und Schutzgeschäft auf
größere Territorien ausdehnte und an stehende Heere vergeben
wurde, stiegen die Kosten. Staaten wurden so zu Großschuldnern
und damit zu lukrativen Partnern der Financiers und Banken.
Als Ludwig XIV. 1715 starb, betrug die kriegsbedingte
Verschuldung drei Billionen Francs, das entspricht dem
königlichen Steuerertrag von 18 Jahren. Diese symbiotische



 
 
 

Verbindung von militärischer Gewalt, Staatsapparat, Finanz-
und Steuerwesen treibt zwischen Mittelalter und Neuzeit
den modernen Staat mit Gewaltmonopol hervor. Die Gewalt
gegen eigene und fremde Bürger sowie die gewaltsame
Durchsetzung von Interessen gegenüber Dritten waren dabei
nicht zufälliges Beiwerk, sondern konstitutive Momente und
wichtige Triebkräfte. Wenn man Elias’ These, dass Soziogenese
des Staates und Psychogenese der »zivilisierten« Menschen
sich ergänzende und bedingende Prozesse sind, wortwörtlich
nähme, dürfte man sich über den Verlauf der letzten 500 Jahre
Geschichte gar nicht mehr wundern. Auf jeden Fall ist es ratsam,
die These nicht ganz wörtlich zu nehmen und sich im Übrigen an
Kant zu halten, der 1784 in einer unerhörten Formulierung von
der »barbarischen Freiheit der schon gestifteten Staaten« sprach.
Oberflächlich mögen sich die Bürgerinnen und Bürger in diesem
wechselseitigen Prozess von Staats- und Zivilisationsbildung
einen »zivilisatorischen« Firnis als Schutz zugelegt haben.
Allzu kratzfest durfte dieser schon allein deshalb nicht sein,
weil bislang fast jeder Staat »seine« Bürgerinnen und Bürger
schon einmal dazu aufrief und verpflichtete, Angehörigen
anderer Gemeinwesen den Status des »Zivilisierten« zuerst
abzusprechen, dann mit rabiaten Methoden wegzunehmen. Und
wo Staaten zögerten, halfen gesellschaftliche Agenturen nach.

Es wäre jedoch töricht zu bestreiten, dass es das, was Elias
in einem nach wie vor faszinierenden Tableau als »Prozess
der Zivilisation« beschreibt, gegeben hat. Rationalität und



 
 
 

Haltbarkeit der Ergebnisse dieses Prozesses jedoch hat er ohne
Zweifel überschätzt, dessen fundamentale Doppeldeutigkeit und
Doppelbödigkeit weitgehend übersehen.

Und genau daraus will Hans Peter Duerr Norbert Elias einen
Strick drehen, indem er ihn in die Nähe jener Kolonialideologen
rückt, die »westliche Zivilisation« normativ verstanden und
verstehen, um diese dem Rest der Welt aufzuherrschen.
Zwar konzediert er, dass Elias »keine expliziten Werturteile
gefällt« habe und kolonialistischem bzw. eurozentrischem
Überlegenheitsdünkel fernstehe, befürchtet aber, dass man
Elias Thesen so verstehen könnte. Was gilt? Bei Duerr kann
ziemlich oft »genauso gut das Gegenteil der Fall sein«. Diese
krude Argumentationsweise kann man vergessen. Für unseren
Zusammenhang relevant ist, wie Duerr sein Vorhaben versteht.
Im Prinzip will er Elias nicht zum Kolonialisten stempeln: »Mir
geht es vielmehr darum, die Behauptung, ›westlichen‹ Menschen
sei innerhalb der letzten fünfhundert Jahre das, was Nietzsche
›die Tierzähmung des Menschen‹ genannt hat, wesentlich besser
gelungen ist als den Orientalen, den Afrikanern oder Indianern,
als falsch aufzuweisen.« Ein vernünftiges Vorhaben. Wer wollte
es bestreiten? Duerr breitet im vorerst letzten Band seiner
Studie zum »Mythos vom Zivilisations-Prozess« (»Obszönität
und Gewalt«) auf über 700 Seiten ein immenses Material aus.
Mit einer Beispiel an Beispiel reihenden Belegsammlung ohne
jeden erkennbaren theoretischen Anspruch, größere historische
Zusammenhänge herzustellen oder gar zu analysieren, will



 
 
 

Duerr gleichsam kasuistisch darlegen, dass jener »Prozess
der Zivilisation«, den Elias untersuchte, eigentlich gar
nicht stattgefunden habe bzw. nicht stattfinden konnte, weil
»in sämtlichen menschlichen Gesellschaften die gleichen
elementaren Gefühls- und Verhaltensdispositionen anzutreffen
sind«, die die Menschen zu immer gleichem Verhalten bringen.
Alles läuft immer auf ungefähr dasselbe hinaus, alle Kulturen
werden gleich und alle Katzen grau. Duerr rechtfertigt das
aparte Vorgehen: »Selbstverständlich vernachlässigt derjenige
die Unterschiede, der nach den Gemeinsamkeiten sucht. Das
ist das Wesen der Abstraktion.« Richtig, aber es kommt schon
noch ein wenig darauf an, wovon abstrahiert wird und welche
Unterschiede man vernachlässigt. Wenn man von sozialen
Prozessen die für jeden einzelnen charakteristische Differenzen
wegstreicht oder einfach identische Handlungsmotive in sie
hineinprojiziert, kommt man zum bündigen Ergebnis, dass
alle Kulturen gleich sind. Im Grunde dreht Duerr Elias’
positiv besetzten Zivilisationsbegriff nur um und akzentuiert ihn
negativ. Das ist nicht Duerrs Erfindung, sondern hat einen Grund
in der Sache selbst.

Begriffsgeschichtlich lässt sich zeigen, dass mit demselben
Begriff ein und derselbe Prozess positiv oder negativ
charakterisiert oder seine Existenz gar bestritten werden
kann. Die Doppeldeutigkeit ist konstitutiv für den Begriff
»Zivilisation«, und diese Doppeldeutigkeit allein macht ihn
unbrauchbar für eine theoretisch konsistente Argumentation.



 
 
 

Wenige sozialwissenschaftliche Grundbegriffe sind nach wie vor
so mit historischen Mystifikationen verbunden wie der Begriff
»Zivilisation«. An der zählebigsten dieser Mystifikationen hat
Elias selbst mitgestrickt. Es geht dabei um die Rückprojektion
der erst Ende des 19. Jahrhunderts einsetzenden und im
Ersten Weltkrieg kulminierenden Kontroverse um die »Ideen
von 1789« und die »Ideen von 1914«. 1789 steht dabei für
»Zivilisation«, die von deutscher Seite als seichte Vorstufe der
Barbarei abgewertet wurde; 1914 steht für »Kultur«, die von
Frankreich her als Ausbund von Nationalismus und Militarismus
dargestellt wurde. In modifizierter Form hat Elias die Ansätze
dieser Kontroverse ins 18. Jahrhundert zurückverlegt: demnach
war »Kultur« eine »gegen den Adel gerichtete Schöpfung der
politisch ohnmächtigen deutschen Bildungsschicht« und betonte
das Nationale, »während sich in ›civilisation‹ die französische
höfische Gesellschaft artikuliert habe«, mit einem Vorrang
für das Übernationale. Der Zürcher Historiker Jörg Fisch hat
die unhaltbare Konstruktion eines wesentlichen Unterschieds
zwischen dem französischen und dem deutschen Sprachgebrauch
im 18. und 19. Jahrhundert fundiert zurückgewiesen.

Entgegen solchen Anachronismen ist von einer weitgehend
gleichen und positiven Bedeutung der beiden Begriffe
auszugehen, die vor dem Ende des 19. Jahrhunderts weder
national akzentuiert waren noch eine hierarchische Ordnung
unterstellten. In den beiden artikulierte sich aber andererseits
ein klarer Überlegenheitsanspruch gegenüber Nicht-Europäern.



 
 
 

Gegenbegriffe zu »Kultur« und »Zivilisation« sind »Natur«
und »Barbarei«, übergeordnet werden ihnen gelegentlich
»Bildung« (etwa bei Humboldt) oder »Moral« (z. B. bei Kant).

Bevor die beiden Begriffe zu Synonyma wurden, bezeichnete
das lateinische Wort »cultura« die Bestellung des Bodens
in der Landwirtschaft und erst sekundär die Erziehung des
Menschen (»cultura animi«). »Zivilisation« bzw. das lateinische
»civilitas« dagegen verlor nie ganz die Verbindung mit dem
Stammwort »civis«/Bürger bzw. »civitas«/ Bürgerschaft, Staat.
Doch hat sich der Gegensatz zwischen landwirtschaftlich und
politisch verstandenem Begriff schnell zersetzt, weil die Wörter
»civilitas«, »civilité«, »civility« und – in geringerem Maße –
»civiltà« gleichsam entpolitisiert wurden und seit der frühen
Neuzeit »Höflichkeit« und »gutes Benehmen« bedeuten.

Spätestens mit der Aufklärung werden »Kultur« und
»Zivilisation« in allen europäischen Sprachen zu Synonyma
und in dem Maße geschichtsphilosophisch aufgeladen, wie
die theologisch begründeten Weltbilder verblassen oder ganz
verschwinden. »Kultur« und »Zivilisation« bilden jetzt das Telos
der Geschichte. Als geschichtsphilosophische Zielprojektionen
haben sie kaum empirisch bestimmbare Gehalte und dienen
vor allem dazu, die Menschen von der Natur und natürlicher
Evolution abzuheben und auf die Zukunft auszurichten. In
dieser Perspektive geraten »Kultur« und »Zivilisation« zur
zweiten Natur der Menschen, zu dem, was diese von der Natur
grundsätzlich unterscheidet.



 
 
 

Mit der geschichtsphilosophischen Ladung handeln sich
die beiden Begriffe eine Doppeldeutigkeit ein: »Kultur« und
»Zivilisation« werden zwar im allgemeinen als aufsteigende
Linie oder Fortschritt konzipiert, doch muss aus plausiblen
Gründen und bloßer Erfahrung eingeräumt werden, dass die
einzelnen Schritte der Kultivierung und Zivilisierung positive
und/oder negative Konsequenzen zeitigen können. Das hängt
damit zusammen, dass »Kultur« und »Zivilisation« immer ein
Doppeltes gemeint haben, den Prozess der Kultivierung bzw.
Zivilisierung und dessen Resultate. Damit entsteht und wächst
die Gefahr, die – letztlich – positiven Resultate mit den –
unter Umständen – negativen Seiten des Zivilisationsprozesses
zu verrechnen, nach der Devise: Passiere, was wolle, für
»Kultur« und »Zivilisation« als Resultate bleibt der Saldo
immer positiv, denn die Schattenseiten des Prozesses erscheinen
nur als historische Reibungsverluste. Unüberbietbar hat das
FAZ-Feuilleton (21.12.93) die verlogenen Prätentionen, die
mit beiden Begriffen fest verschweißt sind, noch einmal
aufgetischt: »Die Umweltproblematik ist zur Kulturfrage unserer
Zivilisation, nicht nur der Industrienationen, geworden und damit
zum Zentralbegriff einer neuen Kosmopolitik.«

Vereinzelte Versuche, der Doppeldeutigkeit zu entgehen,
indem man etwa den Zivilisationsbegriff für die negativen,
den Kulturbegriff für die positiven Seiten des Prozesses wie
der Resultate der »Zivilisation« reklamierte, setzen sich nicht
durch. Heinrich Pestalozzi identifizierte das Ancien Régime



 
 
 

1797 als »Civilisationsverderben«, »Civilisation« mit »Tierheit«
und »Cultur« mit »Menschlichkeit«. Auch der umgekehrte
Normierungsversuch scheiterte: »Das Streben der Menschheit
ist ihre Civilisation. Jeder Fortschritt, den ein Volk in seiner
Civilisation macht, wird als eine teilweise Erfüllung seiner
Lebensaufgabe betrachtet und geehrt; und nicht leicht achten wir
ein Opfer für zu groß, wenn es der Förderung oder Ausbreitung
menschlicher Civilisation dient« (Johann Caspar Bluntschli
1857).

Solange das Fortschrittsmodell unbestritten blieb, galt auch
das »Axiom der Vergleichbarkeit« (Jörg Fisch) und der
Messbarkeit von »Kultur« und »Zivilisation« an einem einzigen,
von Europa aus definierten Maßstab. Mit der Pluralisierung
von Kulturen und Zivilisationen in der wissenschaftlichen
Ethnologie, einsetzend mit Edward Burnett Tylor (1871), hat
der Maßstab seine Selbstverständlichkeit und seine Geltung
eingebüßt. Kulturen und Zivilisationen sind heute nicht mehr
länger mit Hinweis auf den buchhalterisch bereinigten »Stand«
von »Kultur« und »Zivilisation« einzuordnen, sondern nur –
auf der Basis der Anerkennung universalistischer ethischer
und rechtlicher Normen – untereinander zu vergleichen. Die
Kriterien dafür sind in den doppeldeutigen und doppelbödigen
Begriffen »Kultur« und »Zivilisation« im Singular gerade nicht
zu fassen, sondern nur ethisch-politisch bzw. rechtlich; als
normierende und normative Begriffe sind sie deshalb obsolet
geworden.



 
 
 

Dem versucht man wieder einmal zu entgehen, indem
man den geschichtsphilosophisch positiv aufgeladenen Begriff
»Zivilisation« negativ umpolt. Das Muster dafür liefert
der seit dem Fin de siècle geläufige, abendländisch oder
untergangssüchtig oder beides zugleich orchestrierte Kultur-
und Zivilisationspessimismus – wilhelminischer Stammtisch-
Nietzsche.

Zygmunt Bauman diagnostizierte das »Jahrhundert der
Lager« als Kulminationspunkt und legitimes Produkt »unserer
modernen Zivilisation«. Günter Kunert räsonierte über »die
Abschaffung der Kultur durch die Zivilisation« (DIE ZEIT
4.2.1994), als ob er das Abendland mit der Munition aus
dem gymnasialen Gesinnungsaufsatz der 50er Jahre verteidigen
müsste: »Wir haben doch mehr Geräte ... als je zuvor ... Man
ist nicht mehr neugierig ... Obwohl wir ... mehr Freizeit haben,
fehlt uns, um diese zu nutzen, die Muße ... Wir sind längst von
Ungeduld infiziert.« Wer ist »wir«?

Bauman und Kunert sehen den zivilisatorischen Zug bremsen-
und führungslos auf einer einzigen abschüssigen Strecke
davonrasen und vergessen darob die Vielfalt des Geländes,
durch das sich der Zug seit der Aufklärung bewegt. An der
bisherigen Geschichte gibt es gar nichts zu beschönigen, aber
mit einem weichenlosen, schnurgeraden Schienenweg hat sie
nichts zu tun – in ihren Abgründen wie in ihren besseren
Momenten. »Die Kritik der instrumentellen Vernunft« (Max
Horkheimer) und »Die Dialektik der Aufklärung« (Max



 
 
 

Horkheimer/Th. W. Adorno) haben das unvermeidliche
Pendeln aller bisherigen zivilisatorischen Bewegungen zwischen
Kultur und Barbarei an den gesellschaftlichen Realitäten
dargelegt; ein Pendeln, das »nicht auf einem Zuviel,
sondern einem Zuwenig an Aufklärung« beruht, und
»die Verstümmelungen, welche der Menschheit von der
gegenwärtigen partikularistischen Rationalität angetan werden«,
ebenso produziert wie Widerständiges und Kritik: »Residuen
von Freiheit« und »Tendenzen zur realen Humanität«.

An die Stelle fortschrittstrunkenen Vertrauens auf die
Zivilisation ist insbesondere bei Bauman einfach deren pauschale
Denunziation getreten. Fahrplanmäßige Schematismen ersetzen
dialektisches Denken. Ein geschichtsphilosophisch konstruiertes
»widerspruchsloses Gesamtsubjekt« hat das andere abgelöst
und suggeriert erneut »simple Totalentwicklung« – dieses
Mal abwärts. »Solche Vorstellungen gehören zur Fassade, den
kurrenten Ideen von Universalgeschichte und Lebensstil.«



 
 
 

 
5 Geopolitik oder: Man braucht Platz

 
Ein Gerücht schleicht durch Europa. Dem Gerücht nach

sollen die Wörter »Geopolitik« oder »geopolitisch« Sachhaltiges
aussagen. Gerüchte leben davon, dass sie sich unabhängig
von ihrer Stichhaltigkeit verbreiten. Sie sind Selbstläufer wie
gemeine Dummheiten und Binsenwahrheiten. Im Falle der
»Geopolitik« lautet die vom Gerücht zur Binsenwahrheit
eingedickte Reduktionsformel: »Die Geopolitik ist nichts
anderes als eine von den Zwängen der Geographie geforderte
Politik« – so Pierre Béhar, Professor »für deutschsprachige
Literatur und Kultur« sowie »zentraleuropäische Geopolitik«.
Trotz des forschen Tons ist über »Zwänge der Geographie«
wissenschaftlich nichts ausgemacht außer der Banalität, dass
einem Inselstaat am Äquator Schiffe wichtiger sind als
wintertaugliche Kettenfahrzeuge. Aber schon die Frage nach
Art der Schiffe, die ein solcher Staat benötigt, findet in
seiner geographischen Lage keine Antwort. Dass Politik in
Raum und Zeit stattfindet und insofern eine geographische
Grundlage und eine chronologische Dimension hat, ist eine
logische Voraussetzung, die nichts dazu sagen kann, wie und
in welchem Ausmaß geographische Lage und Chronologie
(sowie erheblich wichtigere Faktoren!) eine bestimmte Politik
zu einem bestimmten Zeitpunkt beeinflussen. »Geopolitische
Erklärungen« sind deshalb notorisch erschlichen und von



 
 
 

kaum unterbietbarer Schlichtheit. So offeriert der Militär-
Geopolitiker Heinz Brill in seinem Ullstein-Buch »Geopolitik
heute« für die Tatsache, dass die USA auf den Fall der Mauer
gelassener reagierten als andere Staaten, die »geopolitische
Erklärung«, dass die USA »kein unmittelbarer Nachbar
Deutschlands« seien. Was nicht reines Gerücht bleibt, sondern
das Niveau einer Binsenwahrheit erreicht, bewegt sich in
Brills Buch zur »Geopolitik« in dieser Preislage. Eine andere
Studie »zur Modellierung geopolitischer und geoökonomischer
Prozesse« (Stefan Immerfall) kommt über Pleonasmen nicht
hinaus: »Zentrumsbildung und Grenzziehung« haben demnach
»oft« eine »geographische Dimension« – und Schimmel
sind »oft« weiß. Nur wo Wissenschaft mit »integrativer
Integrität« betrieben wird, ist auch die Bemerkung erlaubt,
»mehr und mehr« werde »die Bedeutung von Raum und Zeit
für soziale Geschehensabläufe wieder entdeckt.« Was wären
denn »soziale Geschehensabläufe« außerhalb von Raum und
Zeit? Einbildungen und Phantasmen. Raum und Zeit sind
elementarste Voraussetzungen aller Wahrnehmung, Erfahrung
und Erkenntnis.

Was es dagegen mit der Konsistenz »geopolitischer Logik«
nach der von der »taz« (7.6.95) beschworenen »Rückkehr der
Geopolitik« auf sich hat, beschreibt Béhar: »Die geopolitischen
Fakten sind zweifacher Art. Einige dieser Fakten sind
zwingend«, andere »nur richtungsweisend«. Trefflich. Welche
Art von Fakten wohin gehören, und nach welchen Kriterien sie



 
 
 

abgegrenzt werden, verrät der Autor nicht. Er kann dies so wenig
wie alle anderen, die von »Geopolitik« daherreden, als gäbe
es diese als »Faktum«, als »Wissenschaft« oder als »Logik«.
»Geopolitik« beruht nicht auf Fakten oder Logiken. Sie
leitartikelt sich »Fakten« und »Logiken« zurecht und konstruiert
beliebige Bezüge, die als »Kausalitäten« oder »Gründe« für
politisch kontingente Ziele herhalten: »Die Demokratie hat einen
geopolitischen Raum: den Nationalstaat« (so die »Geopolitiker«
Lucio Caracciolo und Angelo Bolaffi). Drei Großbegriffe, aus
denen zwei Anachronismen und ein Gemeinplatz destilliert
werden. Erstens: Die Behauptung über den im Übrigen immer
sehr lockeren und kurzfristigen Zusammenhang von Demokratie
und »Nationalstaat« ändert nichts daran, dass einige Formen
der Demokratie über zweitausend Jahre älter sind als der
Frischling »Nationalstaat«. Zweitens: Wahrscheinlich ist, dass
die Demokratie, wenn sie den Namen verdient, in Zukunft
ohne den Anspruch auf »Nationalstaatlichkeit« auskommen
muss, weil über das Kriterium nationaler Zugehörigkeit
niedergelassene Ausländer immer von politischer Partizipation
ausgeschlossen, aus dem Land getrieben oder getötet wurden.
Der »geopolitische Raum« schließlich ist jenseits der Banalität,
dass jeder Staat ein Territorium braucht, für demokratische
Verfassungen so wichtig wie das Wetter.

Der Versuch, aus dem Gebrauch des Schlagworts Geopolitik
herauszukriegen, was damit gemeint ist, scheitert daran, dass der
Begriff eingesetzt wird wie ein Joker. Wenn man trotzdem nicht



 
 
 

aufgeben will, stellen sich zwei Fragen. Wann entstand und was
war Geopolitik? Und warum taucht Geopolitik in Frankreich,
Italien und hierzulande wieder auf?

Auf die Frage, wann sie entstanden ist, gibt es von Seite
der Geopolitik – wie bei der Frage nach dem Status ihrer
»Fakten« – zwei Antworten. Die erste läuft darauf hinaus, der
Geopolitik durch hohes Alter Reputation zu verschaffen. »Die
Geopolitik ist eine Tochter der Geographie ... Die Geographie
ist eine alte Wissenschaft« (Pascal Lorot). Im Prinzip werden
damit alle Autoren als Geopolitiker eingemeindet, die sich seit
der Antike irgendwie mit geographischen Fragen befasst haben.
Die französischen Geopolitiker haben einer ihrer Zeitschriften
aus solchem Ehrgeiz den Titel »Hérodote« verpasst. Für andere
beginnt die Geopolitik mit Montesquieu, der sich im »Esprit des
Lois« (1748) Gedanken über den Zusammenhang von Gesetzen,
Klima, Bodenbeschaffenheit, Sitten, Einwohnerzahl, Handel und
Religion machte, oder mit Turgot, der 1751 einen Traktat
»Über politische Geographie« schrieb, oder mit Hegel, der
1830 über den »Naturzusammenhang oder die geographische
Grundlage der Weltgeschichte« spekulierte. Die geographischen
Überlegungen von Montesquieu, Turgot und Hegel haben einen
restlos untergeordneten Stellenwert in deren Gesamtwerk. Für
die Begründung einer Geopolitik geben sie so wenig her
wie kosmologische Spekulationen antiker Philosophen für die
Kernphysik.

Die zweite Antwort auf die Frage nach Entstehung



 
 
 

der Geopolitik verlegt den Zeitpunkt in die Epoche des
Imperialismus. Damals beschäftigten sich Geographen wie
Friedrich Ratzel (1844-1904) mit den »Gesetzen des räumlichen
Wachstums der Staaten«. Von der Ideologie des Alldeutschen
Verbandes imprägniert, suchte Ratzel nach Rechtfertigungen,
um Grenzen zu verschieben und Gebiete »geopolitisch« zu
arrondieren. Das als Organismus verstandene Reich Bismarcks
sollte nach 1871 wachsen wie ein menschlicher Körper. Max
Weber kleidete 1895 dieselbe Hoffnung in das Wort von
der Reichsgründung als »Jugendstreich«, dem »Taten« folgen
sollten. Ratzels Hauptwerke, »Politische Geographie« (1897)
und »Der Lebensraum« (1901), enthalten zwar das Wort
»Geopolitik« nicht, aber ihr Autor verstand sich als Ratgeber
der Reichsführung bei deren Jagd nach einem »Platz an der
Sonne« (Staatssekretär v. Bülow 6.12.1897): »Es liegt im Wesen
der Staaten, dass sie im Wettbewerb mit den Nachbarstaaten
sich entwickeln, wobei die Kampfpreise zumeist in Gebietsteilen
bestehen« (Ratzel). Mit dem Buch »Das Meer als Quelle der
Völkergröße« (1900) wurde Ratzel zu einem der Mentoren
unter den »Flottenprofessoren«, die das bürgerliche Deutschland
ex cathedra auf das Flottenbauprogramm – und damit auf
einen Krieg gegen England – einschworen. Ein zentraler Begriff
Ratzels ist jener des »Lebensraums«, den er von Oscar Peschel
übernommen hat, der ihn 1860 bei der Besprechung von
Darwins »On the Origin of Species« (1859) verwendete. Ratzel
definierte den Begriff an keiner Stelle, sondern beschwor ihn



 
 
 

nur in Analogien und Analogieschlüssen. Nachhaltig wirkte
der Vergleich mit Beobachtungen von der pazifischen Insel
Laysan, wo sich aus Mangel an »Nistplätzen der Seevögel ...
das Recht der Besitzenden mit grausamer Folgerichtigkeit«
durchsetze. Die »Volk-ohne-Raum-Propaganda« konnte hier
nahtlos anschließen.

Als Begründer der Geopolitik und Erfinder des Neologismus
gilt der schwedische Geograph Rudolf Kjellén, dessen Arbeiten
zwischen 1901 und 1916 erschienen. Aber erst die deutsche
Übersetzung von 1917 (»Der Staat als Lebensform«) fand
breitere Beachtung. Der gelegentlich als Begründer der
Geopolitik genannte britische Geograph Halford J. Mackinder
(1861-1947) gebrauchte den Begriff in seinem 1904 erschienen
Aufsatz »Der geographische Angelpunkt der Geschichte«
ebenso wenig wie der amerikanische Marineschriftsteller Alfred
T. Mahan. Dem ersten ging es um britische Seeherrschaft, und
der zweite dachte nur sandkastenmäßig-militärisch.

Kjelléns »Der Staat als Lebensform« umfasst fünf
Kapitel zu Ethnopolitik, Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik,
Herrschaftspolitik und Geopolitik. Letztere umschreibt er als
»die Lehre vom Staat als geographischem Organismus oder
Erscheinung im Raume: also der Staat als Land, Territorium,
Gebiet oder ... Reich.« Es ist bezeichnend für die geopolitische
Mode zwischen 1917 und 1945, dass keiner ihrer Anhänger
auch nur bescheidene Anstrengungen unternommen hat, den
Gegenstandsbereich und die Methoden der von vielen (nicht



 
 
 

von allen) als Wissenschaft verstandenen Geopolitik zu
bestimmen. Bei Kjellén wird der Staat von seiner elementarsten
Voraussetzung her gefasst, von seiner Territorialität, aus der der
Rest abgeleitet wird. Für ihn wiegen denn auch Gebietsverluste
schwerer als der Verlust von Menschenleben.

Nirgends fand Geopolitik so viel Beachtung wie bei deutschen
Konservativen und Nationalsozialisten. Beiden war sie ein Hebel
zur Revision der Pariser Friedensverträge von 1919/20. Die
schillerndste Figur war Karl Haushofer (1869-1946), Mitglied
der NSDAP, mit einer Frau jüdischer Herkunft verheiratet,
befreundet mit Rudolf Hess und intimer Feind von Goebbels, der
ihn nach 1939 kaltstellte. Auch wenn man den direkten Einfluss
der Geopolitiker auf die Herrschaft der Nazis nicht überschätzen
darf, so hat sich doch das Unternehmen, das sich zwischen 1924
und 1944 um die »Zeitschrift für Geopolitik« gruppierte und
den Nazis die Stichwörter lieferte, nachdrücklich diskreditiert:
Vom Kampf gegen Weimar über den Antisemitismus bis
zum »Drang nach dem Osten« ist hier »geopolitisch« alles
zur Propaganda aufbereitet worden. Das kritisch gemeinte
Wort vom deutschen »Drang nach dem Osten« prägte der
Pole Julian Klaczko 1849; Geopolitiker und Nazis drehten es
um und machten es zur Fanfare. Daran ändert nichts, dass
Haushofer selbst gegen den Krieg mit der Sowjetunion war.
»Das Gesetz der wachsenden Räume« formulierte Fritz Hesse
schon 1924. 1933 deklarierte sich die Geopolitik freiwillig als
»nationale Staatswissenschaft«, ganz nach Haushofers Motto:



 
 
 

»Die Geopolitik will Rüstzeug zum politischen Handeln liefern
und Wegweiser im politischen Leben sein.« Umso peinlicher
berührt es, wenn neuerdings akademische Gesellenarbeiten
versuchen, Geopolitik und Geopolitiker von ihrer Kollaboration
mit den Nazis reinzuwaschen. Haushofer hat es abgelehnt, der
Forderung seines Kollegen Richard Hennig nachzukommen,
Geopolitik eindeutig von Rassenpolitik abzugrenzen. Er räumte
nur den Vorrang des »Rechts des Bodens« ein und sprach
von »Blut und Boden als Widerlagern« des »gewaltigen
Bogens« (4.6.1935), den die Politik nach 1933 geschlagen
habe. Die 1994 erschienene Dissertation Frank Ebelings sieht
dagegen in der Geopolitik einen Beitrag zur »Stabilisierung ...
der Weimarer Republik«. Er schreibt Haushofer »skeptischen
Realismus« zu und verniedlicht dessen Unterstützung für Hitlers
Außenpolitik als »Ausdruck des Willens einer Idee, über die
nationalen Grenzen hinaus ordnungsgebend tätig zu werden.«
Mit dem »Denken der Welt« und »Größe« (Michel Korinman)
hat die abgeschmackte Scharlatanerie, die zwischen 1917 und
1945 in Deutschland als Geopolitik auftrat, nichts zu tun.
Deren trostlose Geschichte kann es nicht gewesen sein, die die
Geopolitik in Frankreich, Italien und in der BRD wiederbelebt
hat.

Die Gründe dafür liegen in den drei Ländern unterschiedlich,
wenn es auch Gemeinsamkeiten gibt und Frankreich
den Vorreiter spielt. Man kann das in jeder großen
Pariser Buchhandlung überprüfen. Dort füllt die Abteilung



 
 
 

»Géopolitique« sechs Laufmeter, gefolgt von einem Meter
»Polémologie« (Kriegeskunde), an die sich die Abteilung
»Menschenrechte/Humanitäres« mit kaum einem halben Meter
Bücher anschließt. Geopolitik hat Konjunktur, und ein
»Dictionnaire de géopolitique« ordnet alle Gemeinplätze
handlich auf über 1000 Seiten. Seit neuestem ist Geopolitik
in Paris ein universitärer Studiengang. Dass es dazu kam,
ist das Verdienst des Geographen Yves Lacoste. Der erklärt
sich den Wiederaufstieg der Pseudowissenschaft Geopolitik
disziplingerecht schlicht: Als es 1979 zum Krieg zwischen den
drei kommunistischen Staaten Vietnam, Kambodscha und China
kam, fehlte den Journalisten eine Erklärung, denn das Ost-
West-Raster versagte. Die Journalisten schauten auf die Karte,
sahen das Mekong-Delta und verschrieben sich »geopolitischen
Erklärungen« – eine journalistische Improvisation steht also am
Beginn der Renaissance der Geopolitik in Frankreich.

Diese Renaissance fiel zusammen mit dem Auftreten
der »Neuen Philosophie« in Frankreich. Ebenso theatralisch
wie hypermoralisch grundiert, verabschiedeten sich damals
Teile der Pariser 68er-Intelligenz von ihrem konfusen Bistro-
Maoismus. Lacoste selbst gehörte nicht zu dieser Generation,
aber zu einer Fraktion von »Tiers-Mondistes« (Dritte-
Welt-Fans), denen die Verbrechen Pol Pots und anderer
Diktatoren ihr Weltbild zerstörten. Denjenigen, denen früher
das Herz für den Klassenkampf im Weltmaßstab und für
»die Verdammten dieser Erde« schlug, erschien jetzt über



 
 
 

Nacht »die Geographie als Handlungsmittel« (moyen d’action).
Als »militante Geographen« wandten sie sich zunächst gegen
»die Geographie der Professoren« (Yves Lacoste). Später
versuchten sie Einfluss auszuüben auf die »Entscheider« in
Wirtschaft, Politik und Militär. Historische Analogien sollten
das Prestige steigern: Herodot sei, so Lacoste, nicht nur
Historiker gewesen, sondern habe mit seinem Wissen über
Persien die Raubzüge Alexanders des Großen erst ermöglicht.
Ob bei der Investitionsberatung multinationaler Konzerne,
bei staatlichen Entwicklungsprojekten oder als »Ratgeber von
Staatschefs« – für alles stellt »die Geographie« nach Lacoste
»ein ausgezeichnetes Herrschaftsmittel« bereit (»Den Boden
denken«, Autrement, Nr. 152, 1995). Der Formel à la mode
entsprechend, wird da zwar »bodennah« platt geredet, aber
wenig gedacht – schon gar nichts zu Ende. In der Zeitschrift
»Hérodote«, die den Untertitel »Revue de géographie et
géopolitique« erst seit 1982 trägt, hieß die Zielgruppe 1976
noch etwas anders: »für die Unterdrückten«. Was jedoch den
Gegenstand und die Methode der aufgewärmten Geopolitik
ausmacht, so ist alles beim Alten geblieben: Kein einziger Beitrag
in 20 Jahren, der die Grundlagen klärte. Vielmehr tischt das
Organ unentwegt Ladenhüter auf, die in ihrer Schlichtheit auch
von Haushofer stammen könnten. »Die geopolitische Methode«
bezieht »ihre Argumente aus der geographischen Logik, und
als Arbeitsgrundlage dienen ihr Karten« (Yves Lacoste 1990).
Allenfalls kann man von einem Rückzugsmanöver sprechen,



 
 
 

wenn Lacoste einräumt, dass »es ja nicht eine Geopolitik,
sondern verschiedene Geopolitiken« gibt – und zwar so
viele wie Nationalstaaten. Das war die Einbruchstelle für
den mit Ressentiments gegen Deutsche unterlegten Salon-
Nationalismus, in den Lacoste und die gesamte Zeitschrift
nach 1989 umkippten. Die Zeitschrift bietet heute nur noch
nationale Propaganda, unter dem Vorwand, man dürfe die
»Idee der Nation« nicht der »nationalistischen extremen
Rechten« (Hérodote, Nr. 72/73, 1994) überlassen. Fazit: Zu
den »geopolitischen« kamen die post-Jetons hinzu (»Westen«,
»Zivilisation«, »Identität« und »kollektives Bewußtsein«).
Geopolitik aber blieb, was sie immer war: Leutnants-Latein
in Form militärischer Geländekunde, die bestimmt wird durch
logistische, taktische und strategische Plausibilitätserwägungen
oder Leitartikel-Prosa, die ihre nationale Borniertheit hinter
begrifflichen Nebeln verbirgt. Nur lächerlich wirkt, wenn
derlei von der deutschen Anhängerschaft als »Hérodote-Schule«
beweihräuchert wird.

Der italienischen Linie der Geopolitik fehlt jede intellektuelle
Eigenständigkeit. Sie schwimmt mit ihrer Zeitschrift »Limes«
im Pariser Schlepptau. »Limes« ist hemmungsloser – da
darf man auch das »Italien ohne Helden« oder den
»Genozid an der Nation« bejammern. Ein Teil der Autoren
gehörte einst zur kommunistischen Linken. Nachdem diese
aus der Mode kam, bleiben vielen nur »unsere wahren
nationalen Interessen« (Federico Rampini) und Nationalismus



 
 
 

übrig. Mit Carlo Jean hat die Zeitschrift ein Mitglied
im »wissenschaftlichen« Beirat, das im Stil wilhelminischer
Generäle über die »nationale Idee der Sicherheit« und
»gerechte Kriege« schwadroniert. Andere machen die
»Entnationalisierung« der Linken für den Zustand der staatlichen
Institutionen verantwortlich, nicht etwa Parteiensumpf, Mafia
und Korruption. »Die Mäßigung«, die sich »Limes« auferlegt,
nachdem »wir immer zu groß oder zu klein sein wollten«,
endet bei der blutsrechtlichen Eingemeindung aller emigrierten
Italiener: »Dann kommen wir auf etwa 100 Millionen«, d.
h. auf »ein geopolitisches Vorkommen, das darauf wartet,
ausgebeutet zu werden« (Limes 4/1994). Aus dem Editorial
der Zeitschrift »Geopolitica« von 1939 tönte die »Mäßigung«
ähnlich: »Die Grenze Italiens liegt in den Karpaten.« Geopolitik
ist in Italien eine Schöpfung der faschistischen Regierung, was
die heutigen Adepten nicht zu stören scheint. Man redet einfach
von »der Gewohnheit unserer Kultur, sich bei der Analyse
verschiedenster Bereiche des räumlichen oder territorialen
Schlüssels« zu bedienen. Im publizistischen Handgemenge
dominieren Seichtigkeiten und Vereinfachungen: Deutschland
sei »besessen von einem Gefühl der Unsicherheit ...: dem Fehlen
eines Selbstbewusstsein stiftenden Kollektivgedächtnisses und
einer sicher definierten geographischen Lage. Daher sein
unruhiger Charakter, die ständige Versuchung, auf geopolitische
Wanderschaft zu gehen, immer auf der Suche nach der eigenen
Identität« (Angelo Bolaffi) – wie gehabt, Verdun und Stalingrad



 
 
 

als Folge der Leidenschaft für »geopolitische Wanderschaft«.
In der Bundesrepublik hat es drei Versuche gegeben, die

Geopolitik wiederzubeleben. Mit dem ersten brachten die
alten Kämpen die »Zeitschrift für Geopolitik« von 1951-56
wieder heraus. Das Unternehmen driftete so weit nach
rechts, dass bald Autoren und Leser fehlten. Der zweite
Versuch begann 1981 parallel mit Kohls »geistig-moralischer
Wende«. Konservative Historiker führten in tagespolitisch
motivierten Beiträgen alte »geopolitische« Klischées und
simple Denkmuster »stillschweigend« und ohne »stichhaltige
Argumente« (Hans-Ulrich Wehler 1982) in die Debatte ein.
Vereinzelt fand Michael Stürmer damit zwar Nachahmer in
Leitartikeln und Feuilletons, aber der Vorstoß versandete. Der
dritte Anlauf, Geopolitik salonfähig zu machen, setzte nach
1989 ein. Neokonservative Nachwuchshistoriker bliesen zur
Planierung der Brüche in der deutschen Geschichte und zu deren
»Normalisierung« im Namen der Nation (B. Seebacher-B.).
Mit dem »Rückruf in die Geschichte« sollte die Geopolitik als
»Orientierungswissenschaft« (Karlheinz Weißmann) installiert
werden. Die Trommler der »selbstbewussten Nation« entdeckten
die »Mittellage« bzw. Haushofers »Zerrzone« und empfahlen
gleich die Rückkehr zu den »Erfahrungen der Großväter und
Urgroßväter« (Karl-Eckard Hahn). Karl Schlögel sah Berlin »an
einer Magistrale, ... die Westeuropa mit dem Pazifik verbindet«
und mahnte ultimativ die Beschäftigung mit »Erdkunde und
Geopolitik« an.



 
 
 

Mittlerweile ist diese Agitation in offenen Nationalismus und
Revisionismus umgeschlagen, die sich in Sammelbänden zur
»Westbindung« und zur »selbstbewussten Nation« ausleben. Es
geht nicht darum, jedem, der sich am restlos ausgedroschenen
nationalen oder geopolitischen Stroh zu schaffen macht, eine
alte Schelle umzuhängen. Nachzufragen ist, ob einer überhaupt
Sinnvolles und Sachhaltiges ausdrückt, wenn er Geopolitik sagt
oder schreibt. Die Beweislast dafür liegt bei den Autoren, und
diese sind die Belege bislang schuldig geblieben.

So wie in Frankreich und Italien ortlos gewordene Linke in
der Geopolitik neue Orientierung suchten, so auch hierzulande.
Mit Haushofer will man zwar nichts mehr zu tun haben,
aber damit »keineswegs ... pauschal den Stab über alle
Varianten geopolitischen Denkens brechen« (Dan Diner).
Derlei Beteuerungen werden nicht überzeugender mit dem
Hinweis auf »die Schule von Yves Lacoste«, denn auch
für sie gilt, dass von den vielen Varianten, in denen der
Begriff »Geopolitik« auftaucht, keine diskutablen Standards
genügt – von Modischem in der Preislage einer »Geopolitik
multikultureller Gesellschaften« (Claus Leggewie) abgesehen.

Viele ostdeutsche Politologen fielen nach Abwicklung
und Warteschleife nicht nur in ein existentielles Loch. Sie
verloren gleichzeitig ihre zum Katechismus verkommene
methodologische Grundausstattung – den Marxismus-
Leninismus. In zwei ostdeutschen Zeitschriften (»Berliner
Debatte INITIAL« und »WeltTrends«) schufen sich



 
 
 

einige dieser Wissenschaftler Foren der theoretischen
und politischen Selbstverständigung. Beide suchten nach
»neuen Sichten«, »neuen Diskursnetzen« und »intellektuellen
Freiräumen«, landeten aber zügig in einer Sackgasse: Unter
westdeutscher und ausländischer Beteiligung machte man
sich an die Wiederbelebung einer Totgeburt und prüfte
»die Erklärungsmächtigkeit geopolitischen Denkens«. An
den Zeitläuften wie ihrem früheren Dogmatismus und
Determinismus irre geworden, griffen sie zum geopolitischen
Dogmatismus, der gegenüber dem alten den Vorteil intellektuell
noch anspruchsloserer Handhabbarkeit aufweist. Yves Lacoste
und Étienne Sur dürfen sich und die französische »Géopolitique«
in den »WeltTrends« gleich selbst loben, und der Doyen der
deutschen »Geopolitik« – Hans-Adolf Jacobsen – bügelt deren
Geschichte wieder einmal glatt. Andere Autoren möbeln das
Vokabular zeitgeistig auf und empfehlen den »Geopolitikern«,
sich »als Wissenschaftler zu profilieren.«

»Raum und Zeit« werden zu »an sich bedeutungslosen
Termini« erklärt. Demnach könne man zwischen »Zeit- und
Raumlogik« wählen wie zwischen Wein und Bier. Die Pointe
dieser These: Der Marxismus-Leninismus war der »Zeitlogik«
verfallen, also muss man fortan auf »Raumlogik« umschalten.
Die Begründung liest sich rührend: »In einem dunklen Kerker
oder in moderner Isolationshaft hat man alle Zeit der Welt, doch
man kann daran nur irre werden. Und warum ziehen es begüterte
Schichten stets vor, in großen Wohnungen ... zu wohnen, und



 
 
 

warum haben auch Honecker & Co. sich eher selten mit einer
sozialistischen Einraumwohnung als ihrem Domizil begnügt?
Warum sind ... ganze Altbaustadtviertel in Westdeutschland von
ehemaligen 68ern mit Beschlag belegt? (...) Doch wohl genau
deshalb, weil alle diese Gruppen wissen und täglich spüren,
dass man Platz und Raum braucht, um sich zu entwickeln oder
um sich wohlzufühlen« (Berliner Debatte INITIAL 3/1995).
»Geopolitische Raumlogik« beruht auf suggestiven Fragen
mit Binsenwahrheiten als Lösungen – »man braucht Platz«.
Geopolitisch nichts Neues – im Osten wie im Westen.
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